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Vorwort zur zweiten Auflage 
Das in den Jahren 1974 und 1975 von Ernst Friesenhahn und Ulrich 
Scheuner in Verbindung mit Joseph Listi erstmals herausgegebene 
„Handbuch des Staatskirchenrechts der Bundesrepublik Deutschland" 
hat, soweit ersichtlich, in der Fachwelt eine gute Aufnahme gefunden. 
Von vielen seiner Beiträge ist eine anregende und nachhaltige Wirkung 
ausgegangen, was aus der vielfältigen Berücksichtigung im wissen-
schaftlichen Schrifttum und in der Rechtsprechung sichtbar wird. 
Die auf die einzelnen Materien des Staatskirchenrechts bezogenen 
Darstellungen in der ersten Auflage haben zum großen Teil bleibenden 
Wert als Beiträge zu den Grundlagen des deutschen Staatskirchenrechts 
und zu bestimmten Sachfragen. In einigen Teilbereichen und in vielen 
Details haben jedoch Änderungen der einschlägigen gesetzlichen 
Grundlagen die Aktualität der Beiträge gemindert. Seit dem Ende der 
achtziger Jahre hat sich der Gedanke einer Neubearbeitung nicht zu-
letzt auch deshalb aufgedrängt, weil das Werk seit Jahren vergriffen ist. 
Ferner hat auf verschiedenen Gebieten des Staatskirchenrechts — aus-
gelöst durch neuartige Fragestellungen aus der Praxis — eine deutliche 
Weiterentwicklung stattgefunden. Zu einer Konkretisierung der Rechts-
lage hat in vielen Punkten vor allem die Rechtsprechung beigetragen. 
Auch die theoretischen Bemühungen zur Klärung grundsätzlicher Fra-
gen haben ihre Fortsetzung gefunden. Fragen der staatskirchenrechtli-
chen Ordnung sind in bemerkenswerter Weise auch Gegenstand einer 
öffentlichen Diskussion geworden, die namentlich durch die Medien 
vermittelt wird und in der vielfach sehr kritische, freilich oft auf 
Unverständnis beruhende Wertungen der überkommenen Institutionen 
des deutschen Staatskirchenrechts vernehmbar werden. 
Die Herausgeber können mit Zufriedenheit feststellen, daß es wieder-
um gelungen ist, eine große Zahl namhafter Wissenschaftler und erfah-
rener Persönlichkeiten der Rechtspraxis aus den beiden großen christli-
chen Konfessionen für die Mitarbeit zu gewinnen. Die einzelnen Bear-
beiter tragen für den Inhalt ihrer Beiträge die alleinige Verantwortung. 
Es wird daher gebeten, die Beiträge des Handbuchs jeweils unter dem 
Namen des Verfassers und mit der Abkürzung des Handbuchs wie folgt 
zu zitieren: „N.N., . . ., in: HdbStKirchR, 2. Aufl., Bd. I, Berlin 1994, 
S. . . .". 
V i l i Vorwort zur zweiten Auflage 
Der Plan für eine Neubearbeitung hatte bereits konkrete Gestalt 
angenommen, als die sich abzeichnende Wiedervereinigung Deutsch-
lands längere Zeit eine gewisse Unsicherheit darüber entstehen ließ, ob 
und in welchem Umfang notwendig werdende Veränderungen im 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland auch auf die staats-
kirchenrechtliche Ausgangslage Einfluß haben würden. Sobald erkenn-
bar war, daß eine grundsätzliche Umgestaltung der staatskirchenrecht-
lichen Verfassungsbestimmungen nicht zu erwarten sei, wurde die Edi-
tion einer grundlegend neu bearbeiteten zweiten Auflage des Hand-
buchs in die Wege geleitet, zumal die Aufgabe, die Rechtsverhältnisse 
in den neuen Bundesländern neu zu ordnen, auch die Gestaltung des 
Verhältnisses von Staat und Kirche zu einem dringlichen und aktuellen 
Thema gemacht hat. 
Das der ersten Auflage zugrunde liegende bewährte Konzept für die 
Darbietung der gesamten Materie des Staatskirchenrechts wurde im 
wesentlichen beibehalten. Neben wenigen einleitenden Beiträgen, wel-
che die systematische Komponente des Staatskirchenrechts herausstel-
len oder dieses in einen größeren historischen und rechtstheoretischen 
Zusammenhang einzuordnen suchen, steht eine Fülle von Beiträgen zu 
einzelnen typischen Institutionen des deutschen Staatskirchenrechts 
und zu einzelnen Sachbereichen der Rechtsordnung, die auf kirchliche 
Belange Bezug nehmen oder für das Wirken der Kirchen wesentliche 
Bedeutung haben. Es hat sich hierbei als notwendig erwiesen, die Zahl 
der Einzelbeiträge gegenüber der Vorauflage erheblich zu vermehren, 
damit die Fülle der für die kirchliche Tätigkeit wesentlichen Rechts-
verhältnisse wirklichkeitsgerecht erfaßt wird. 
Die Herausgeber verantworten die zweite Auflage des Handbuchs im 
Hinblick auf die Gesamtkonzeption und die koordinierende Zusammen-
fügung der einzelnen Beiträge gemeinsam. Die redaktionelle Bearbei-
tung und die technische Durchführung der Edition erfolgte wiederum 
im Institut für Staatskirchenrecht der Diözesen Deutschlands, Bonn. 
Den Mitarbeitern des Instituts gilt der Dank der Herausgeber. Mit 
großem Engagement und viel Umsicht hat sich — ebenso wie bei der 
ersten Auflage — Herr Lothar Block, Bibliothekar und Bürovorsteher 
im Institut für Staatskirchenrecht der Diözesen Deutschlands, der nicht 
immer einfachen Aufgabe unterzogen, die einzelnen Beiträge in forma-
ler Hinsicht zu koordinieren. Er hat dadurch zur Übersichtlichkeit und 
Brauchbarkeit des Werkes erheblich beigetragen. Die Herausgeber dan-
ken ferner Frau Margarete Floßdorf für die stets sorgfältige Erledigung 
der Schreibarbeiten. 
Der abschließende zweite Band des Handbuchs, dessen Vorbereitung 
schon weit fortgeschritten ist, soll so bald wie möglich erscheinen. Er 
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wird ein ausführliches Sachwortregister sämtlicher in den beiden Bän-
den behandelten Rechtsmaterien enthalten. 
Der Dank der Herausgeber gilt schließlich Herrn Rechtsanwalt Pro-
fessor Norbert Simon, dem Inhaber des Verlages Duncker & Humblot, 
der die zweite Auflage des Handbuchs mit großer Zuvorkommenheit in 
das Verlagsprogramm seines Hauses übernommen hat, sowie Herrn 
Dieter H. Kuchta von der Abteilung Herstellung des Verlages für die 
sorgfältige Betreuung des Handbuchs und für die stets harmonische 
Zusammenarbeit. 
Die Unterzeichneten widmen das Werk dem Andenken der verstorbe-
nen Herausgeber der ersten Auflage, den bedeutenden Bonner Staats-
rechtslehrern der Nachkriegszeit, Ernst Friesenhahn und Ulrich Scheu-
ner. 
Augsburg / Bonn 
Joseph Listi 
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§ 6 
D a s S t a a t s k i r c h e n r e c h t 
a l s G e g e n s t a n d des V e r f a s s u n g s r e c h t s 
Die verfassungsrechtlichen Grundlagen 
des Staatskirchenrechts 
Von Peter Badura 
A. Anspruch und Rechtfertigung der staatlichen 
Verfassung, die Grundlagen des Verhältnisses 
von Staat und Kirchen zu regeln 
I. Religion und Kirche in der Staatsverfassung 
1. Staatskirchenrecht 
Das Verhältnis von Staat und Kirche, soweit es dem Recht zugänglich 
ist, ist heute zuerst das durch die Verfassung des Staates geordnete 
Rechtsverhältnis der Träger öffentlicher Gewalt zu den einzelnen, deren 
Glauben oder Unglauben, Weltanschauung oder Lebenssicht die Ge-
meinschaftsinteressen oder die Rechte anderer berühren kann. Das 
Verhältnis von Staat und Kirche erschöpft sich jedoch in dieser indivi-
dualistischen, hauptsächlich durch die verschiedenen im Grundrecht 
der Religionsfreiheit zusammengefaßten Garantien bestimmten Rechts-
beziehung nicht. Religion ist in der geschichtlichen Erfahrung und in 
ihrer gegenwärtigen Wirksamkeit nach Ursprung und Wesen eine über-
individuelle Sinngebung des Daseins, die in Gemeinschaft gefunden und 
bezeugt wird. 
Mit dem Wort „Kirche" werden Geschichte und Tradition des Chri-
stentums aufgenommen, derjenigen Weltreligion, die Entwicklung und 
Kultur Europas und dann der europäisch beeinflußten Welt bestimmt 
hat. Die Emanzipation des seine Selbstbestimmung suchenden Men-
schen in Renaissance und Aufklärung, die Ausbildung des säkularen 
Staates und Auflösung der europazentrischen Welt haben die mittelal-
terliche Gleichsetzung von Religion und Kirche beseitigt, die Toleranz 
14 
212 Peter Badura 
und dann die Gleichstellung jedes Glaubens herbeigeführt und schließ-
lich die Abkehr von Transzendenz in Unglauben, Freidenkertum und 
„Weltanschauung" mit der Religion auf eine Stufe gestellt. Folgerichtig 
hätten die Religionsfreiheit in der allgemeinen Meinungsfreiheit und die 
Stellung der religiösen Gemeinschaften in der allgemeinen Vereini-
gungsfreiheit aufgehen können. Diesen Weg sind die Verfassungen bis 
heute nicht gegangen. Während die persönlichkeitsbegründende Frei-
heit selbstbestimmter Daseinsfindung durchweg den besonderen Schutz 
durch ein Grundrecht der Religionsfreiheit genießt, ist allerdings die 
Beziehung des Staates zu den Religions- und Weltanschauungsgemein-
schaften und vor allem zu den großen christlichen Kirchen von Verfas-
sung zu Verfassung durch eine große Vielfalt staatskirchenrechtlicher 
Systeme geprägt. Staatskirchenrecht ist das Recht des durch die Verfas-
sung und die Gesetze des Staates und durch Vereinbarungen geordneten 
Verhältnisse des Staates zu den Kirchen, den sonstigen Religionsgesell-
schaften und den Weltanschauungsgemeinschaften1. 
Der neuzeitliche Staat und heute die verfassunggebende Gewalt des 
Volkes in der Demokratie nehmen das Recht in Anspruch, das Verhält-
nis von Staat und Kirche durch die Verfassung zu ordnen und die 
Stellung und Wirkungsmöglichkeit von Religion und Kirche in der 
staatlichen Rechtsgemeinschaft durch die Verfassung oder aufgrund der 
Verfassung durch Gesetz und Vertrag zu bestimmen. Der Staat als 
Garant der weltlichen Friedensordnung und Rechtsgemeinschaft unter-
wirft die auf Glauben oder Weltanschauung beruhenden Vereinigungen 
seiner Ordnungsgewalt, soweit sie in den allgemeinen Rechtsverkehr 
eintreten oder durch ihr Wirken das Gemeininteresse oder Rechte des 
i Werner Weber, Staatskirchenrecht, in: HdSW, Bd. 9, 1956, S. 753; Hugo 
Rahner u. a., Kirche und Staat, in: StL 6 IV, 1959, Sp. 991; Ulrich Scheuner / Hans 
Barion, Kirche und Staat, in: R G G 3 III, 1959, Sp. 1327; Konrad Hesse, Die 
Entwicklung des Staatskirchenrechts seit 1945, in: JöR 10 (1961), S. 3; Paul 
Mikat, Das Verhältnis von Staat und Kirche in der Bundesrepublik, Berlin 1964; 
Martin Heckel, Zur Entwicklung des deutschen Staatskirchenrechts von der 
Reformation bis zur Schwelle der Weimarer Verfassung, in: ZevKR 12 (1966 / 67), 
S. 1; ders., Die Kirchen unter dem Grundgesetz, in: W D S t R L 26 (1968), S. 5; 
ders., „In Verantwortung vor Gott und den Menschen . . . " — Staatskirchenrecht 
und Kulturverfassung des Grundgesetzes 1949-1989, in: 40 Jahre Bundesrepu-
blik Deutschland. 40 Jahre Rechtsentwicklung. Tübingen 1990, S. 1; Helmut 
Quaritsch / Hermann Weber (Hrsg.), Staat und Kirchen in der Bundesrepublik. 
Bad Homburg v. d. H., Berlin, Zürich 1967; Hermann Weber, Grundprobleme des 
Staatskirchenrechts. Bad Homburg v. d. H, Berlin, Zürich 1970; Ulrich Scheuner, 
Schriften zum Staatskirchenrecht, Berlin 1973; Karl-Hermann Kästner, Die 
Entwicklung des Staatskirchenrechts seit 1967, in: JöR 27 (1978), S. 239; Axel 
Frhr. von Campenhausen, Staatskirchenrecht, 2. Aufl., München 1983; v. Man-
goldt I Klein I v. Campenhausen, Art. 140; Paul Mikat u. a., Kirche und Staat, in: 
S tL 7 III, 1987, Sp. 468; Alexander Hollerbach, Grundlagen des Staatskirchen-
rechts, in: HStR VI, 1989, § 138, S. 471. 
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einzelnen berühren 2 . Ungeachtet der außerweltlichen Eigenständigkeit 
von Religion und Kirche und der letztlich unüberbrückbaren „Inkom-
mensurabilität" der Lebensprinzipien von Staat und Kirche 3 ist die 
Kirche in ihrer organisatorischen Existenz ein Teil der Welt und trifft 
sich mit dem Staat nicht nur von Fall zu Fall, sondern allgemein, als 
Rechtsgemeinschaft, auf einer gemeinsamen Ebene des Rechts als einer 
Ordnung sozialer Beziehungen4. „Die Kirche ist eben beides: Sie ist in 
der Welt und nicht von der Welt"5. 
Die weltliche Ordnungsfunktion des Staates, die sich im Staatskir-
chenrecht geltend macht, verwirklicht sich in einer breiten Skala von 
kirchenpolitischen Systemen der Trennung oder Verbindung, der laizi-
stischen Antikirchlichkeit6 oder eines konfessionalistischen Staatskir-
chentums. Auch wenn es der Staat ist, der durch sein Recht über seine 
Ordnungsaufgabe verfügt, wird das kirchenpolitische System, in dessen 
Rahmen die staatskirchenrechtlichen Rechtsgestaltungen und Rechtsbe-
ziehungen eingefügt sind, ebenso durch Eigenart und „Selbstverständ-
nis" der institutionellen Religion geformt. Die christlichen Kirchen 
folgen unterschiedlichen Linien der selbstbestimmten Organisation und 
der religiösen Bewertung ihrer Organisationsform, ihrer Ämter und 
ihres Kirchenrechts. Gemeinsam ist ihnen jedoch die Forderung nach 
kirchlicher Selbstbestimmung und nach Schutz und Anerkennung ihres 
christlichen Auftrags und ihres Wirkens in der Welt. Die staatskirchen-
rechtliche Ordnung kann deshalb nur eine „Ordnung des Ausgleichs und 
der Freiheit im politischen, gesellschaftlichen und geistigen Leben der 
Nation"7 sein; sie ist im Hauptpunkt nicht eine staatlich fixierte Ord-
nung der Abgrenzung von Religion und Welt. Sie schließt von Seiten 
des Staates die Anerkennung des Kirchenrechtes ein, als eines auf der 
Grundlage offenbarter und überlieferter Glaubenswahrheiten kraft au-
2 M. Weber, Staatskirchenrecht (Anm. 1), S. 763; Scheuner, Kirche und Staat 
(Anm. 1), Sp. 1327; Karl-Eugen Schlief, Die Entwicklung des Verhältnisses von 
Staat und Kirche und seine Ausgestaltung im Bonner Grundgesetz. Diss. Münster 
1961, S. 4 f., 155 ff.; Ernst Rudolf Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte seit 
1789. 2. Aufl., Bd. I, Stuttgart 1967, S. 388; Martin Heckel, Schlußwort, in: 
W D S t R L 26 (1968), S. 155. 
3 Helmut Ridder, Kirche und Staat, in: StL 6 IV, 1959, Sp. 1023 f.; Rahner, 
Kirche und Staat, ebd., Sp. 991 f.; Scheuner, Kirche und Staat (Anm. 1), Sp. 1331. 
4 Ulrich Scheuner, Kirchenverträge in ihrem Verhältnis zu Staatsgesetz und 
Staatsverfassung, 1969, in: ders., Schriften (Anm. 1), S. 367. 
s Heckel, in: W D S t R L 26 (1968), S. 121. Siehe auch Heckeis Hinweis auf das 
Diktum des Bischofs Optatus von Mileve (4. Jh.): ecclesia est in re publica 
(Schlußwort, ebd., S. 155). 
6 Axel Frhr. von Campenhausen, Staat und Kirche in Frankreich, Göttingen 
1962. 
7 Heckel, Die Kirchen unter dem Grundgesetz (Anm. 1), S. 9. 
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tonomer Vollmacht gesetzten und für die Kirchenmitglieder verbindli-
chen Rechts der Kirchen. Die Anerkennung der Kirchen, Religionsge-
meinschaften und Weltanschauungsgemeinschaften als selbständiger 
und in ihren Angelegenheiten vom Staat unabhängiger, aber der in der 
Verfassung begründeten Ordnungsfunktion des Staates unterworfener 
Rechtsgemeinschaften ist das Grundprinzip des deutschen Staatskir-
chenrechts. 
Die Verfassung ist das Grundgesetz der staatlichen Gemeinschaft und 
demgemäß Rechtsgrund des Staatskirchenrechts. Diese Kennzeichnung 
bedarf hinsichtlich der Vereinbarungen zwischen dem Staat und den 
christlichen Kirchen — die Teil des Staatskirchenrechts sind — einer 
Ergänzung 8 . Die Konkordate mit dem heiligen Stuhl sind, soweit sie als 
völkerrechtliche Verträge zu betrachten sind, in ihrer Geltung durch das 
Völkerrecht bestimmt, auch wenn die innerstaatliche Verbindlichkeit 
ihres Inhalts durch (staatliches) Gesetz begründet wird. Durch Verfas-
sungsänderung oder durch Gesetz kann diese innerstaatliche Geltung, 
nicht dagegen die vertragliche Bindung des Staates, geändert oder 
aufgehoben werden. Dasselbe gilt für die Bindungskraft der Kirchen-
verträge mit den evangelischen Landeskirchen, wenngleich diese ihre 
Rechtsgeltung nicht aus dem Völkerrecht ableiten können, sondern nur 
aus einer partikulären Rechtsgemeinschaft der Vertragsparteien9. 
2. Staat und Kirche in der Rechtsordnung 
der Bundesrepublik Deutschland 
Die Regelung von Religion und Kirche im Grundgesetz, schon geset-
zestechnisch auffällig, hat wegen ihrer scheinbaren Inkonsistenz Kritik 
auf sich gezogen10. Der Weimarer Kirchenkompromiß hat sich in einem 
weiteren Bonner Kompromiß fortgesetzt, konnte aber trotz aller Verle-
genheiten und Mängel dem Verhältnis von Staat und Kirche in Deutsch-
land und vor allem der Freiheit von Religion und Weltanschauung eine 
im ganzen verläßliche Grundlage bieten. 
In deutlicher — und verstärkender — Abwandlung von Art. 135 WRV 
spricht Art. 4 G G die Garantie der Religionsfreiheit aus: „(1) Die 
8 Siehe in diesem Handbuch Alexander Hollerbach, § 7 Die vertragsrechtlichen 
Grundlagen des Staatskirchenrechts. 
9 Scheuner, Kirchenverträge (Anm. 4), S. 369 f., in Auseinandersetzung mit 
Helmut Quaritsch, Kirchen vertrag und Staatsgesetz, in: Hamburger FS für 
Friedrich Schack. Hamburg 1966, S. 125; Dietrich Pirson, Vertragsstaatskirchen-
recht, in: EvStL 3 II, Sp. 3814 (3822 f.). 
10 Rudolf Smend, Staat und Kirche nach dem Bonner Grundgesetz, in: ZevKR 
1 (1951), S. 4. 
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Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen 
und weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich. (2) Die unge-
störte Religionsausübung wird gewährleistet." Der in Art. 135 S. 3 WRV 
festgehaltene Vorbehalt: „Die allgemeinen Staatsgesetze bleiben hier-
von unberührt" ist entfallen, mit der Folge, daß Einschränkungen der 
Religionsfreiheit durch Gesetz oder aufgrund Gesetzes nur zur Siche-
rung von Grundrechten Dritter und von verfassungsrechtlich anerkann-
ten Gemeinschaftsgütern zulässig sind 1 1. 
Ein als spezieller Gleichheitssatz gefaßtes Element der Religionsfrei-
heit ist das Diskriminierungs- und Privilegierungsverbot des Art. 3 
Abs. 3 GG: „Niemand darf wegen . . . seines Glaubens, seiner religiösen 
. . . Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden." In noch spe-
ziellerer Zielrichtung gebietet Art. 33 Abs. 3 GG: „Der Genuß bürgerli-
cher und staatsbürgerlicher Rechte, die Zulassung zu öffentlichen Äm-
tern sowie die im öffentlichen Dienst erworbenen Rechte sind unabhän-
gig von dem religiösen Bekenntnis. Niemandem darf aus seiner Zugehö-
rigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einem Bekenntnisse oder einer 
Weltanschauung ein Nachteil erwachsen." Diesem Grundsatz12 ent-
springt ein grundrechtsgleiches Recht (vgl. Art. 93 Abs. 1 Nr. 4 a GG). 
Die grundrechtliche Garantie des Religionsunterrichts (Art. 7 Abs. 2 
und 3 GG), eingeschränkt durch die Bremer Klausel des Art. 141 GG, 
ist eine Ausprägung der Religionsfreiheit angesichts der staatlichen 
Bestimmungsgewalt über die Schule, zugleich aber ein — umkämpftes 
— Bestandsstück des Staatskirchenrechts. 
Durch Art. 140 GG sind die Weimarer Kirchenartikel mit Ausnahme 
des Grundrechts der Religionsfreiheit (Art. 135 WRV) und der Klausel 
zugunsten der Angehörigen der Wehrmacht (Art. 140 WRV) dem Grund-
gesetz inkorporiert worden: „Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 
138, 139 und 141 der deutschen Verfassung vom 11. August 1919 sind 
Bestandteil dieses Grundgesetzes." Das Grundgesetz hat sich damit 
dafür entschieden, von einer Neuordnung des Verhältnisses von Staat 
und Kirche abzusehen. Die NichtÜbernahme des Gesetzgebungsrechts 
des Reichs für die Aufstellung von Grundsätzen für die Rechte und 
Pflichten der Religionsgesellschaften (Art. 10 Nr. 1 WRV), die Verstär-
kung des Grundrechts der Religionsfreiheit und Aufnahme der alten 
Kirchenartikel in eine neue Verfassunggebung unter veränderten ge-
11 BVerfGE 52, 223 (246 f). — Joseph Listi, Das Grundrecht der Religionsfrei-
heit in der Rechtsprechung der Gerichte der Bundesrepublik Deutschland, Berlin 
1971; Peter Badura, Der Schutz von Religion und Weltanschauung durch das 
Grundgesetz, Tübingen 1989. 
12 Hier besteht eine Überschneidung mit dem gemäß Art. 140 GG fortgeltenden 
Art. 136 Abs. 2 WRV. 
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schichtlichen und politischen Verhältnissen haben dennoch eine Fortbil-
dung des Staatskirchenrechts zur Folge, mehr und anderes also als eine 
Versteinerung der Weimarer Verfassungsbestimmungen. Welchen Inhalt 
die mit unverändertem Wortlaut in eine neue Verfassung versetzten 
Vorschriften haben, ist Gegenstand der Auslegung und hat zu einem 
staatskirchenrechtlichen Grundsatzstreit geführt 1 3 . 
Gemäß Art. 140 G G ist auch die religiöse Vereinigungsfreiheit 
(Art. 137 Abs. 2 und Abs. 7 WRV) Bestandteil des Grundgesetzes gewor-
den. Sie ist innerhalb des Regelungszusammenhangs des Art. 137 WRV 
unterschieden von der — staatskirchenrechtlich zentralen — Kirchen-
autonomie (Art. 137 Abs. 3 WRV). Als Bestandteil des Grundgesetzes 
erweist sich die religiöse Vereinigungsfreiheit einerseits als ein Element 
der Religionsfreiheit des Art. 4 Abs. 1 und 2 GG, andererseits als ein 
Sonderfall der in Art. 9 Abs. 1 G G garantierten Vereinigungsfreiheit, 
dessen Schranken (Art. 9 Abs. 2 GG) auch sie unterliegt14. Die Weimarer 
Reichsverfassung hatte die Freiheit der Vereinigung zu Religionsgesell-
schaften als staatskirchenrechtliche Garantie von dem Recht, religiöse 
Vereine und Gesellschaften zu bilden, unterschieden und dieses Recht 
der allgemeinen Vereinigungsfreiheit zugeordnet (Art. 124 Abs. 1 S. 3 
WRV). 
Die Weimarer Verfassungsnormen über „Religion und Religionsge-
sellschaften" sind mit den folgenden Rechtsvorschriften über „Bildung 
und Schule" Gegenstand des Weimarer Kirchen- und Schulkompromis-
ses15. Die reichsverfassungsrechtliche Anerkennung und Garantie einer 
besonderen Stellung der Religionsgesellschaften, insbesondere derjeni-
gen mit dem Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, korre-
spondierte der festen Etablierung der Staatlichkeit des öffentlichen 
Schulwesens und der „Aufsicht des Staates" über das gesamte Schulwe-
sen. Volksschulen als Bekenntnisschulen blieben möglich (Art. 146 
Abs. 2 WRV), auf der anderen Seite wurde der Religionsunterricht als 
!3 Smend, Staat und Kirche (Anm. 10); Werner Weber / Hans Peters, Die Ge-
genwartslage des Staatskirchenrechts, in: W D S t R L 11 (1954), S. 153, 177; Ulrich 
Scheuner, Kirche und Staat in der neueren deutschen Entwicklung, in: ZevKR 7 
(1959 / 60), S. 225 (251 ff.); Hesse, Entwicklung des Staatskirchenrechts (Anm. 1), 
S. 22 ff.; Helmut Quaritsch, Verfassungs- und staatstheoretische Probleme der 
staatskirchenrechtlichen Lehre der Gegenwart, in: Der Staat 1 (1962), S. 175, 289; 
H. Weber, Grundprobleme (Anm. 1); Martin Heckel / Alexander Hollerbach, Die 
Kirchen unter dem Grundgesetz, in: W D S t R L 26 (1968), S. 5, 57; Rudolf Smend, 
Staat und Kirche nach dem Grundgesetz in der Sicht der deutschen Staatsrechts-
lehrer, in: ZevKR 13 (1967/68), S. 299, und zuvor der Diskussionsbeitrag, in: 
W D S t R L 26 (1968), S. 107 f. 
14 Zur komplizierten Architektur der Religionsfreiheit, religiösen Vereini-
gungsfreiheit und Kirchenautonomie siehe unten unter B II 3. 
is Siehe unten B I 1. 
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ordentliches Lehrfach nur mit Ausnahme der bekenntnisfreien (weltli-
chen) Schulen zugesichert (Art. 149 Abs. 1 S. 1 WRV). Eine beschränkte 
Privatschulfreiheit mit Einschluß eines ausdrücklich anerkannten reli-
giösen Elternrechts für private Volksschulen wurde zugestanden 
(Art. 147 WRV). Die theologischen Fakultäten an den Hochschulen 
blieben erhalten (Art. 149 Abs. 3 WRV) 1 6 . Das Grundgesetz hat sich auf 
die Grundsatzregelung über die staatliche Schulaufsicht, die Privat-
schulfreiheit und den Religionsunterricht beschränkt (Art. 7 GG). 
Die wesentliche verfassungspolitische Entscheidung auf dem Gebiet 
des Staatskirchenrechts ist die Aufnahme der Grundsätze des kirchen-
politischen Systems in die Bundesverfassung. Trotz des Wegfalls einer 
dem Art. 10 Nr. 1 WRV entsprechenden Grundsatzkompetenz des Bun-
des 1 7 ist damit der Landesgesetzgebung und dem Vertragskirchenrecht 
der Länder ein Rahmen gegeben, der sich als staatskirchenrechtliche 
Schutz- und Garantieordnung auswirkt. Die Landesverfassungen haben 
mit wenigen Ausnahmen eigene Bestimmungen über Religion und Reli-
gionsgemeinschaften aufgenommen, die sich mit einer gewissen Varia-
tionsbreite an die Weimarer Kirchenartikel anlehnen18. Die Gesetzge-
bung über die Beziehungen von Staat und Kirche spielt, abgesehen vom 
Schulrecht, eine untergeordnete Rolle. Um so bedeutsamer ist das 
Vertragskirchenrecht, beginnend mit den Konkordaten und Kirchenver-
trägen der Weimarer Zeit (Bayern, Preußen, Baden) und dem Reichskon-
kordat vom 20. Juli 1933, das unter Art. 123 Abs. 2 G G fäl l t 1 9 , sodann 
in Gestalt der Konkordate und Kirchenverträge nach dem Kriege, in 
denen sich das geänderte Verständnis des Staatskirchenrechts manife-
stiert, besonders deutlich im Loccumer Vertrag Niedersachsens mit den 
Evangelischen Landeskirchen vom 19. März 195520. Das Vertragskir-
chenrecht, in dem sich Zusammenarbeit und Ausgleich niederschla-
gen2 1, steht im Staatskirchenrecht praktisch im Vordergrund22. 
iß Martin Heckel, Die theologischen Fakultäten im weltlichen Verfassungs-
staat, Tübingen 1986. 
i? Dem Bund ist die Kompetenz geblieben, Grundsätze für die Ablösung der 
Staatsleistungen an die Religionsgesellschaften durch die Landesgesetzgebung 
aufzustellen (Art. 140 GG i . V. m. Art. 138 Abs. 1 S. 2 WRV). 
iß Dazu unten unter C I. 
19 BVerfGE 6, 309. 
20 Rudolf Smend, Der niedersächsische Kirchenvertrag und das heutige deut-
sche Staatskirchenrecht, in: JZ 1956, S. 50; Ulrich Scheuner, Die staatskirchen-
rechtliche Tragweite des niedersächsischen Kirchenvertrages von Kloster Loc-
cum, in: ZevKR 6 (1957/58), S. 1. 
21 Dietrich Pirson, Der Kirchenvertrag als Gestaltungsform der Rechtsbezie-
hungen zwischen Staat und Kirche, in: FS für Hans Liermann, Erlangen 1964, 
S. 177. 
22 Werner Weber (Hrsg.), Die deutschen Konkordate und Kirchenverträge der 
Gegenwart, 2 Bde., Göttingen 1961/71; Hermann Weber (Hrsg.), Staatskirchen-
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3. Die Rechtsentwicklung seit dem 19. Jahrhundert 
Die Kernstücke des Weimarer kirchenpolitischen Systems, die mit 
einem „Bedeutungswandel" Bestandteil des Grundgesetzes geworden 
sind, werden nur verständlich, wenn man sich die Entwicklung verge-
genwärtigt, die sie teils fortführten, teils änderten 2 3 . Während die volle 
Verwirklichung der Religionsfreiheit für jeden Glauben und alle Be-
kenntnisse24 in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts vollendet war, 
ist die „Epochenschwelle" des deutschen Staatskirchenrechts mit dem 
Sturz der Monarchie, dem Ende der staatlichen Kirchenhoheit und der 
Auflösung jener besonderen Verbindung des Staates mit den christli-
chen Großkirchen im Jahre 1918/ 19 anzusetzen25. 
Zu den Grundprinzipien der Aufklärung gehörten die Gedanken- und 
Gewissensfreiheit und die Vorstellung einer „natürlichen Religion", 
folgerichtig die Toleranz gegenüber den positiven Religionen und die 
staatliche Kirchenhoheit gegenüber den „Religionsgesellschaften", un-
geachtet der korporativen Sonderstellung der christlichen Kirchen. Das 
preußische Allgemeine Landrecht von 1794 gewährte „eine vollkomme-
ne Glaubens- und Gewissensfreiheit" ( § 2 II 11) und privilegierte die 
drei großen christlichen Kirchen als öffentliche Korporationen, unter-
warf aber die Vereinigung zu Religionsgesellschaften einer staatlichen 
Genehmigung (§ 10 II 11). Noch das Patent, die Bildung neuer Religions-
gesellschaften betreffend, vom 10. März 1847 (GS S. 121) hielt an dem 
Konzessionssystem fest. Das Landrecht gab den Religionsgesellschaften, 
vertrage, München 1967; Joseph Listi (Hrsg.), Die Konkordate und Kirchenver-
träge in der Bundesrepublik Deutschland, 2 Bde., Berlin 1987. — Siehe Holler-
bach, § 7 (Anm. 8). 
23 Ernst Rudolf Huber / Wolfgang Huber, Staat und Kirche im 19. und 20. 
Jahrhundert. 4 Bde., Berlin 1973, 1976, 1983, 1988. — Hermann Fürstenau, Das 
Grundrecht der Religionsfreiheit nach seiner geschichtlichen Entwicklung und 
heutigen Geltung in Deutschland, Leipzig 1891; Eduard Kern, Staat und Kirche 
in der Gegenwart. Hamburg, Berlin, Bonn 1951; E. R. Huber, Deutsche Verfas-
sungsgeschichte (Anm. 2), Bd. I, 2. Aufl., 1967, S. 387 ff., Bd. II, 2. Aufl. 1968, 
S. 185 ff., 773 ff., Bd. III, 3. Aufl. 1988, S. 105 ff., 114 ff., Bd. IV, 1969, S. 645 ff.; 
Bernd Jeand'Heur, Der Begriff der „Staatskirche" in seiner historischen Ent-
wicklung, in: Der Staat 30 (1991), S. 442; Martin Heckel, Die Neubestimmung 
des Verhältnisses von Staat und Kirche im 19. Jahrhundert (= Der Staat, 
Beih. 11), Berlin 1993. 
24 Die Emanzipation der Juden in Preußen war nach dem Edikt Hardenbergs 
vom 11.3.1812 (GS S. 17) erst mit der staatsbürgerlichen Gleichheit für alle 
preußischen Staatsuntertanen gemäß Art. 4 und 12 der Verfassungs-Urkunde von 
1848/50 abgeschlossen, die bundes- und reichsrechtlich durch das Gesetz betr. 
die Gleichberechtigung der Konfessionen in bürgerlicher und staatsbürgerlicher 
Beziehung vom 3.7.1869 (BGBl. S. 292) in Geltung trat (E. R. Huber, Deutsche 
Verfassungsgeschichte (Anm. 2 u. 23), Bd. I, S. 198 ff., Bd. III, S. 105 ff.). 
25 Heckel, „In Verantwortung vor Gott . . . " (Anm. 1), S. 8. 
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die sich zulässigerweise zur öffentlichen Feier verbunden hatten, den 
Status von „Kirchengesellschaften"; sie waren in ihrer „privaten" und 
öffentlichen Religionsausübung der Oberaufsicht des Staates unterwor-
fen (§§ 11, 32 II 11). Alle Kirchengesellschaften mußten sich „in allen 
Angelegenheiten, die sie mit andern bürgerlichen Gesellschaften gemein 
haben, nach den Gesetzen des Staates richten" (§ 27 II 11). Die staatli-
che Oberaufsicht (Kirchenhoheit) im Hinblick auf die äußeren Rechts-
verhältnisse der Kirchen (iura circa sacra) war von den episkopalisti-
schen Rechten des Landesherrn im Kirchenregiment der evangelischen 
Landeskirchen (iura in sacra) zu unterscheiden, die mit dem Fall der 
Monarchie zwangsläufig untergingen26. Das System der staatlichen 
Kirchenhoheit war zwar mit der Anerkennung eines autonomen Be-
reichs „rein geistlicher Gegenstände" verbunden27, doch nahm der Staat 
das Recht in Anspruch, über die Reichweite seiner Aufsichtsbefugnisse 
und die Abgrenzung der kirchlichen Autonomie selbst zu entscheiden. 
Der Reichsdeputationshauptschluß vom 25. Februar 1803 hatte der 
Rechtsposition der geistlichen Reichsstände und auch der Religionspar-
tei als einer Einrichtung der alten Reichsverfassung die Grundlage 
entzogen28. Nicht nur mußte die Kirchenorganisation in Deutschland 
neu geordnet werden, auch die Grundbeziehung von Staat und Kirche 
trat nun endgültig auf den von der Aufklärung bereiteten Boden, auch 
wenn § 63 RDH die „bisherige Religionsübung eines jeden Landes" 
schützte und Art. 16 Abs. 1 der Bundesakte von 1815 bei der Garantie 
der Rechtsgleichheit noch von den „christlichen Religionsparteien" 
sprach. Die weitere Entwicklung des Staatskirchenrechts war Sache der 
Länder. 
In dem Religionsartikel der Paulskirchen-Verfassung von 1848/49 
hat das kirchenpolitische Programm des Liberalismus einen für die 
weitere verfassungsrechtliche Entwicklung richtungweisenden Aus-
druck gefunden, ohne doch die volle Trennung von Staat und Kirche 
durchsetzen zu können 2 9 . Eingebettet in die Garantien der Glaubens-
26 Hans Liermann, Landesherrliches Kirchenregiment, in: EvStL 3 I, Sp. 1952; 
E. R. Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. I (Anm. 2), S. 394 ff. 
2 7 Vgl. Titel IV § 9 Abs. 5 Verfassungs-Urkunde des Königreichs Baiern vom 
26. Mai 1818 sowie das die Beilage II der Verfassungs-Urkunde (zu Titel IV § 9) 
bildende Edikt über die äußern Rechtsverhältnisse der Einwohner des König-
reichs Baiern, in Beziehung auf Religion und kirchliche Gesellschaften. 
2 8 Klaus Dieter Hömig, Der Reichsdeputationshauptschluß vom 25. Februar 
1803 und seine Bedeutung für Staat und Kirche. Tübingen 1969, S. 78 ff.; Jeand'-
Heur, Der Begriff der „Staatskirche" (Anm. 23), S. 450. 
29 Karl Rieker, Die Stellung des modernen Staates zu Religion und Kirche, 
Dresden 1895; Henning Zwirner, Zur Entstehung der Selbstbestimmungsgarantie 
der Religionsgesellschaften im Jahre 1848/49, in: ZRG Kan. Abt. 73 (1967), 
S. 210. 
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und Gewissensfreiheit bestimmt § 147 der Verfassung des Deutschen 
Reiches vom 28. März 1849: „(1) Jede Religionsgesellschaft ordnet und 
verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig, bleibt aber den allgemeinen 
Staatsgesetzen unterworfen. (2) Keine Religionsgesellschaft genießt vor 
andern Vorrechte durch den Staat; es besteht fernerhin keine Staatskir-
che. (3) Neue Religionsgesellschaften dürfen sich bilden; einer Anerken-
nung ihres Bekenntnisses durch den Staat bedarf es nicht." Die Fas-
sung, die § 147 Abs. 1 in der ersten Lesung erhalten hatte (damals 
Art. III § 14): „Jede Religionsgesellschaft (Kirche) ordnet und verwaltet 
ihre Angelegenheiten selbständig, bleibt aber, wie jede andere Gesell-
schaft im Staate, den Staatsgesetzen unterworfen", provozierte eine 
vom Mainzer Katholikentag am 6. Oktober 1848 beschlossene „Verwah-
rung an die deutsche Nationalversammlung". Die Nationalversammlung 
tilgte die Gleichsetzung der Religionsgesellschaften mit den anderen 
Gesellschaften und stärkte ihre Autonomie dadurch, daß sie nicht den 
Staatsgesetzen schlechthin, sondern nur den „allgemeinen Staatsgeset-
zen" unterworfen wurden30. 
Die Verfassungs-Urkunde für den Preußischen Staat vom 31. Januar 
1850 beseitigte das landrechtliche Konzessionssystem (Art. 12)31, ließ 
aber die Bevorrechtigung der christlichen Religion bei denjenigen Ein-
richtungen des Staates fortbestehen, die mit der Religionsausübung im 
Zusammenhang standen (Art. 14)32. Art. 15 garantierte, daß die evange-
lische und die römisch-katholische Kirche, so wie jede andere Religions-
gesellschaft ihre Angelegenheiten selbständig ordnet und verwaltet. Im 
Zuge des Kulturkampfes wurde der Garantie der Kirchenautonomie 
ausdrücklich hinzugefügt, daß die Kirchen und Religionsgesellschaften 
den Staatsgesetzen und der gesetzlich geordneten Aufsicht des Staates 
unterworfen bleiben33, und wurde die Vorschrift zwei Jahre später 
insgesamt aufgehoben34. Die Religionsgesellschaften fielen hinfort unter 
das allgemeine Vereinsrecht, sofern sie nicht als öffentlich-rechtliche 
Körperschaften anerkannt waren, wie insbesondere die großen christli-
chen Kirchen. 
so E. R. Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. II (Anm. 23), S. 703 f.; 
ders. IW. Huber, Staat und Kirche (Anm. 23), Bd. II, S. 32 f. — H. Fürstenau, Das 
Grundrecht (Anm. 23), S. 193 f., meint, die Nationalversammlung habe in der 
neuen Fassung keine sachliche Änderung gesehen. 
31 Zuvor schon Art. 11 der Verfassungs-Urkunde vom 5. Dezember 1848. 
32 Gerhard Anschütz, Die Verfassungs-Urkunde für den Preußischen Staat. 
Bd. 1, Berlin 1912, S. 183 ff. 
33 Gesetz, betr. die Abänderung der Artikel 15 und 18 der Verfassungsurkunde 
vom 31. Januar 1850, vom 5. April 1873 (GS S. 143). 
34 Gesetz über die Aufhebung der Artikel 15, 16 und 18 der Verfassungsurkun-
de vom 31. Januar 1850 vom 18. Juni 1875 (GS S. 259). 
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II. Religion und Kirche im säkularen Verfassungsstaat 
1. Toleranz — Religionsfreiheit — Neutralität des Staates 
Der moderne Staat geht aus den konfessionellen Bürgerkriegen nach 
der Reformation als ein säkularer Staat der weltlichen, die Sicherheit 
und Freiheit des Zusammenlebens garantierenden „Politik" hervor35. 
Die Toleranz, die eine bekenntnisgebundene Obrigkeit dem Andersden-
kenden gewährt, wird abgelöst durch die Religionsfreiheit, deren staats-
kirchenrechtliches Spiegelbild die Neutralität des Staates und seines 
Rechtes gegenüber Religion und Kirche ist3 6. Die Radikalisierung des 
Individualismus in der Gedanken- und Gewissensfreiheit der Aufklä-
rung 3 7 wendet sich schließlich gegen die „positiven" Religionen und ruft 
den Staat gegen den Glaubenszwang der Kirchen an. Die Vorrechte der 
Kirchen, besonders der katholischen Kirche 3 8, sehen sich dem Verdikt 
ausgesetzt, gleichheitswidrige Privilegien zu sein. Die Forderung der 
Trennung von Staat und Kirche wird von einem kirchenfeindlichen 
Liberalismus zu dem Programm zugespitzt, die Kirchen mit allen ande-
ren Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften auf eine Stufe zu 
stellen und in das Vereinsrecht zu verweisen. Eine bis zu diesem Punkt 
getriebene Säkularisierung des Staates39, bei der Religion nur noch 
„Privatsache" wäre, würde die sittliche und geschichtliche Kraft der 
Kirchen zum Schaden des Gemeinwesens negieren40. In Deutschland ist 
das Trennungsprinzip, wie die Auseinandersetzungen und Entscheidun-
35 Roman Schnur, Die französischen Juristen im konfessionellen Bürgerkrieg, 
Berlin 1962; Ernst-Wolfgang Böckenförde, Die Entstehung des Staates als Vor-
gang der Säkularisation, in: Säkularisation und Utopie. Ebracher Studien. FS 
für Ernst Forsthoff. Stuttgart, Berlin, Köln, Mainz 1967, S. 75. 
36 v. Mangoldt / Klein / v. Campenhausen, Art. 140, Rdnr. 18. 
37 Christoph Link, Christentum und moderner Staat. Zur Grundlegung eines 
freiheitlichen Staatskirchenrechts im Aufklärungszeitalter, in: Gerhard Dilcher / 
Ilse Staff (Hrsg.), Christentum und modernes Recht. Frankfurt am Main 1984, 
S. 110; Martin Heckel, Religionsfreiheit, in: StL 7 IV, 1988, Sp. 822 f. 
38 Siehe nur Jean-Jacques Rousseau, Discours sur l'inégalité, Dédicace. Hrsg. 
von Heinrich Meier, 2. Aufl., Paderborn, München, Wien, Zürich 1990, S. 13 mit 
Anm. 15. 
39 Martin Heckel, Säkularisierung. Staatskirchenrechtliche Aspekte einer um-
strittenen Kategorie, in: ZRG Kan. Abt. 97 (1980), S. 1 (gekürzt: Korollarien zur 
Säkularisierung, Heidelberg 1981); ders., Das Säkularisierungsproblem in der 
Entwicklung des deutschen Staatskirchenrechts, in: Dilcher / Staff, Christentum 
und modernes Recht (Anm. 37), S. 35. 
40 "Nicht ungestraft kann der Staat die gewaltige sittliche Macht ignorieren, 
deren Trägerin die Kirche in jeder ihrer Erscheinungsformen ist" (Rudolf Sohm, 
Das Verhältnis von Staat und Kirche aus dem Begriff von Staat und Kirche 
entwickelt. Tübingen 1873, S. 44). — Siehe zu den religionsfreundlichen und den 
kirchenfeindlichen Strömungen des Liberalismus Karl Rothenbücher, Die Tren-
nung von Staat und Kirche. München 1908, S. 74 ff. 
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gen der Frankfurter Paulskirche, der Weimarer Nationalversammlung 
und des Bonner Parlamentarischen Rates bezeugen, nur in einer Gestal-
tung wirksam geworden, die der öffentlichen Bedeutsamkeit der Kir-
chen durch ihre öffentlich-rechtliche Organisation und durch die beson-
deren Rechtsbeziehungen des verfassungsrechtlich festgelegten Staats-
kirchenrechts gerecht wurde. Religionsfreiheit als staatlich garantiertes 
Grundrecht ist mit einem kirchenpolitischen System laizistischer Tren-
nung von Staat und Kirche nicht vereinbar; pointiert gesagt, bedeutet 
die „Ignorierung der Religion durch den Staat" die Preisgabe der 
individualistischen Prinzipien des Liberalismus zugunsten der Allmacht 
des Staates41. 
Der säkulare Verfassungsstaat, der seit Renaissance und Aufklärung 
seine Herrschaftsgewalt durch die Aufgabe des Schutzes und der Wohl-
fahrtsförderung für die staatlich vergemeinschafteten Menschen legiti-
miert, bestimmt durch seine Verfassung und in deren Rahmen durch die 
Gesetze die öffentliche Ordnung und die Rechte und Pflichten der 
einzelnen und der Vereinigungen auf seinem Gebiet. Das staatskirchen-
rechtliche Subordinationsprinzip verbindet sich mit den Verfassungsga-
rantien der Religionsfreiheit und der Kirchenautonomie42. Eigenart und 
„Selbstverständnis" der Religion sind für den Inhalt und die Ausübung 
des Glaubens maßgebend, weil sonst keine Freiheit der Religion möglich 
wäre, sie binden aber den Staat nicht bei der Festlegung und Abgren-
zung der verfassungsrechtlichen Garantien, also auch nicht bei der 
Auslegung, was als „Religion" oder „Weltanschauung" unter den 
Schutz der Verfassung gestellt ist4 3. „Der moderne Staat muß um der 
Einheit seiner Rechtsordnung und um der Freiheit und Gleichheit seiner 
Bürger willen in einer konfessionell gemischten Bevölkerung allgemeine 
Normen setzen, für deren einheitliche Interpretation und Auslegung 
einstehen und sie einheitlich vollziehen. Er darf das staatliche Recht 
nicht zur vertraglichen Disposition einer Religionsgemeinschaft stellen, 
41 Rothenbücher, Trennung (Anm. 40), S. 107 f., gegen den belgischen Staats-
rechtler F. Laurent (L'Église et l'État, 2. Ausg., Paris 1866). 
42 Heckel, Entwicklung (Anm. 1), S. 19, 29; ders., Neubestimmung (Anm. 23), 
IV; Hollerbach, Die Kirchen unter dem Grundgesetz (Anm. 13), S. 59 f.; ders., Die 
verfassungsrechtlichen Grundlagen des Staatskirchenrechts, in: HdbStKirchR 11, 
S. 253; H. Weber, Grundprobleme (Anm. 1), S. 25 ff.; Karl-Hermann Kästner, 
„Säkulare" Staatlichkeit und religionsrechtliche Ordnung in der Bundesrepublik 
Deutschland, in: ZevKR 34 (1989), S. 272 ff.; Jörg Haverkate, Verfassungslehre. 
München 1992, S. 201. 
43 BVerfGE 24, 236 (247 f.); 83, 341 (353). — Hollerbach, Die verfassungsrecht-
lichen Grundlagen (Anm. 42), S. 257; Ulrich Scheuner, Das System der Beziehun-
gen von Staat und Kirchen im Grundgesetz, in: HdbStKirchR 11, S. 40 f.; Badura, 
Schutz (Anm. 11), S. 49 ff.; Winfried Kluth, Die Grundrechte des Art. 4 GG, in: 
JURA 1993, S. 137/138. 
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die nicht die demokratische Legitimation und Repräsentation für die 
Gesamtheit der Bürger besitzt"44. Hier wie auch sonst ist aber der 
Spielraum zu beachten, den die Verfassung der politischen Gestaltung 
beläßt und innerhalb dessen sie verschiedene Formen des Verhältnisses 
der jeweiligen Kräfte zuläßt, die abstrakt als „Staat" und „Kirche" 
begriffen werden45. 
Das Staatskirchenrecht des säkularen Verf ssungsstaates gibt der Reli-
gion die ihr angemessene Freiheit und Selbstbestimmung in den Formen 
des weltlichen Rechts, „Freiheit nach eigenem Ziel und Maß" (Martin 
Heckel). Der religiös-weltanschaulich neutrale Staat ist mit seiner 
Rechtsordnung zugleich der Garant der Religionsfreiheit und Kirchen-
autonomie, zu deren Gewährleistung und Schutz er auch gegenüber 
privater und sozialer Intoleranz oder Verkürzung verpflichtet ist. Diese 
Deutung der Religionsfreiheit und der staatlichen Ordnungsaufgabe 
vom Standpunkt des staatlichen Verfassungsrechts wird dadurch be-
kräftigt, daß die grundlegende Lehräußerung des II. Vatikanischen 
Konzils zur Religionsfreiheit diese als staatliches Grundrecht und damit 
als rechtliche Freiheit der weltlichen Ordnung von der moralischen, 
inhaltlich bestimmten Freiheit des kirchlichen Verständnisses unter-
scheidet und trennt46. 
Die religiöse und weltanschauliche Neutralität des Staates ist ein 
Prinzip, in dem eine Grundlinie des heutigen Staatskirchenrechts zu-
sammengefaßt ist4 7. Sie basiert auf der weltlichen Legitimität des 
säkularen Verfassungsstaates, auf der Gleichheit vor dem Gesetz und 
auf der Religionsfreiheit. Die bürgerlichen und staatsbürgerlichen 
Rechte und Pflichten werden durch die Ausübung der Religionsfreiheit 
weder bedingt noch beschränkt; niemand darf wegen seines Glaubens 
44 Heckel, „In Verantwortungg vor Gott . . . " (Anm. 1), S. 22 f. 
45 Konrad Hesse, Diskussionsbeitrag, in: W D S t R L 2.6 (1968), S. 137 f. 
46 Erklärung über die Religionsfreiheit („Dignitatis humanae") vom 7. Dezem-
ber 1965. — Hans Maier, Religionsfreiheit in den staatlichen Verfassungen, in: 
Karl Rahner u. a., Religionsfreiheit. Ein Problem für Staat und Kirche. München 
1966, S. 24; Ernst-Wolfgang Böckenförde, Einleitung zur Textausgabe der „Er-
klärung über die Religionsfreiheit", in: Heinrich Lutz (Hrsg.), Geschichte der 
Toleranz und Religionsfreiheit, Darmstadt 1977, S. 401; Walter Kasper, Reli-
gionsfreiheit. II, in StL 7 IV, 1988, Sp. 826 f. — Siehe auch Joseph Listi, Die 
Aussagen des Codex Iuris Canonici vom 25. Januar 1983 zum Verhältnis von 
Kirche und Staat, in: EssGespr. 19 (1985), S. 9. 
47 Klaus Schiaich, Neutralität als verfassungsrechtliches Prinzip. Tübingen 
1972, S. 21 ff., 129 ff.; Joseph Listi, Glaubens-, Gewissens-, Bekenntnis- und 
Kirchenfreiheit, in: HdbStKirchR 1 I, S. 379, 385 f.; Scheuner, System (Anm. 43), 
S. 61 ff.; Hermann Weber, Gelöste und ungelöste Probleme des Staatskirchen-
rechts, in: NJW 1983, S. 2541/2543; Badura, Schutz (Anm. 11), S. 80 ff.; v. 
Mangoldt / Klein / v. Campenhausen, Art. 140, Rdnrn. 16 ff. 
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oder seiner religiösen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt wer-
den (Art. 140 G G i. V. m. Art. 136 Abs. 1 WRV, Art. 3 Abs. 3 GG). Die 
Staatsgewalt ist von der Organisation und den Ämtern der Kirchen 
getrennt (Art. 140 G G i. V. m. Art. 137 Abs. 1 WRV). In neuerer Zeit 
wird die religiöse und weltanschauliche Neutralität des Staates, der in 
der Tat die „Heimstatt aller Staatsbürger" sein m u ß 4 8 , mit Vorstellun-
gen des Pluralismus gleichgesetzt49 und damit zu einer Erscheinungs-
form eines vermeintlich von der Verfassung gebotenen Wertrelativismus 
verengt. Die „Offenheit gegenüber dem Pluralismus weltanschaulich-
religiöser Anschauungen"50 zwingt den Staat, dessen Verfassung mit 
den Grundrechten und dem Staatsziel des sozialen Rechtsstaats mate-
rielle Wertentscheidungen getroffen hat und der als Schöpfer und 
Garant des Rechts auf ethische und kulturelle Standards angewiesen 
ist, nicht zur Indifferenz oder Blindheit gegenüber den übereinstimmen-
den sittlichen Grundanschauungen, die sich „bei den heutigen Kultur-
völkern" im Laufe der geschichtlichen Entwicklung herausgebildet 
haben51. Die gebotene religiös-weltanschauliche Neutralität hindert den 
Staat in den Grenzen seiner legitimen Aufgaben nicht, nicht zuletzt zum 
Schutz der verfassungsrechtlich garantierten Rechte und Freiheiten des 
einzelnen, sich mit Religion und Weltanschauung zu befassen, durch 
Gesetz Gefahren und Mißbräuchen zu wehren, entsprechend dem Öf-
fentlichkeitsauftrag der Regierung Wertungen oder Warnungen auszu-
sprechen und auch durch Schutz und Förderung Einfluß auszuüben 5 2 . 
Derartige Regelungen und Maßnahmen sind verfassungsrechtlich nicht 
abstrakt und an einem allgemeinen Neutralitätsprinzip, sondern an den 
normierten Garantien der Religionsfreiheit und der Kirchenautonomie 
zu messen53. Dabei wird als Richtschnur zu dienen haben, daß die 
48 BVerfGE 19, 206 (216). 
49 Hans-Martin Pawlowski, Das Verhältnis von Staat und Kirche im Zusam-
menhang der pluralistischen Verfassung, in: Der Staat 28 (1989), S. 353; Jörg 
Müller-Volbehr, Staatskirchenrecht im Umbruch, in: ZRP 1991, S. 345. 
so BVerfGE 41, 29 (50). 
si BVerfGE 12, 1 (4). — Diese Formulierung wird in BVerfGE 41, 29 (50) in 
der Richtung abgeschwächt, daß das Grundgesetz nicht einen „ethischen Stan-
dard" im Sinne eines Bestandes von bestimmten weltanschaulichen Prinzipien 
festgelegt habe; dies war allerdings in BVerfGE 12, 1 (4), wo es um Inhalt und 
Schranken der Religionsfreiheit ging, nicht gemeint. 
52 Martin Heckel, Staat, Kirche, Kunst. Rechtsfragen kirchlicher Kulturdenk-
mäler. Tübingen 1968, S. 188 f.; Wilhelm Kewenig, Das Grundgesetz und die 
staatliche Förderung der Religionsgemeinschaften, in: EssGespr. 6 (1971), S. 9. 
— Zum Streit um das staatliche Handeln angesichts sog. Jugendsekten und 
esoterischer Kulte siehe BVerwGE 82, 76 (BVerfG, in: NJW 1989, S. 3269); 
BVerwG, in: NJW 1991, S. 1770; BVerwG, in: JZ 1993, S. 33 mit Anm. von Peter 
Badura. 
53 Ulrich Scheuner, Die Religionsfreiheit im Grundgesetz (1967), in: ders., 
Schriften (Anm. 1), Berlin 1973, S. 41 f. 
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Religionsfreiheit einem Leitbild der Persönlichkeit folgt, „das die Wür-
de des Menschen als Quelle seiner ohne Zwang gefaßten weltanschauli-
chen Haltung ansieht und diese damit in einer tiefen Schicht menschli-
cher Verantwortung verwurzelt, nicht aber in der Beliebigkeit freien 
Handelns"54. 
Die seit der Französischen Revolution im Verfassungsdenken und im 
Staatskirchenrecht voranschreitende „Emanzipation des Staates von 
der Religion" mit dem Ziel, die säkulare staatliche Gemeinschaft als 
eine „Ordnung der Freiheit" zu etablieren, hat die von Ernst-Wolfgang 
Böckenförde schlagend formulierte Aporie entstehen lassen: „Der frei-
heitliche, säkularisierte Staat lebt von Voraussetzungen, die er selbst 
nicht garantieren kann"5 5. Auch der heutige Staat — und gerade der 
Staat der Demokratie — ist auf die moralische Substanz des einzelnen 
und die sittlich-kulturelle Gemeinschaftlichkeit seiner Bürger angewie-
sen, um als Friedensordnung, politische Organisation der Gesellschaft 
und sozialer Rechtsstaat existieren zu können. Er kann aber diese 
Voraussetzung nicht erzwingen, ohne, auf säkularisierter Ebene, in 
jenen Totalitätsanspruch zurückzufallen, aus dem er in den konfessio-
nellen Bürgerkriegen hinausgeführt hat. Darin sollte man eine Aporie, 
also auch eine Frage sehen, nicht schon die Antwort. Der durch die 
Verfassung geordnete und gebundene Staat ist eine für Dasein und 
Freiheit des Menschen existentielle Lebensform. 
Das Staatskirchenrecht mündet hier in die Staatsphilosophie und 
Politik. Die Freiheit von Religion und Kirche ist nicht nur die abweh-
rende Schutzgarantie gegen Unterdrückung oder Diskriminierung des 
Glaubens oder des Unglaubens, sie ist vielmehr der Rechtstitel freier 
Religion und freier Kirche in der staatlichen Gemeinschaft und als 
deren wirksamer und produktiver Teil, ist — wie Herder im Hinblick 
auf die Emanzipation der Juden sagte — eine „Staatsfrage": „Wiefern 
nur dies Gesetz und die aus ihm entspringende Denk- oder Lebensweise 
in unsre Staaten gehöre, ist kein Religionsdisputat mehr, wo über 
Meinung und Glauben discurriert würde, sondern eine einfache Staats-
frage" 5 6 . 
2. Staat und „Religionsgesellschaften" 
Das Staatskirchenrecht des Grundgesetzes spricht mit den Worten der 
Weimarer Reichsverfassung, die ihrerseits dem Wortgebrauch der 
54 Scheuner, ebd., S. 45. 
55 Böckenförde, Entstehung des Staates (Anm. 35), S. 93. 
56 Johann Gottfried Herder, Bekehrung der Juden, in: Adrastea. Vierten Ban-
des Erstes Stück. Leipzig 1802, S. 142 (145). 
15 Handbuch, 2. A. 
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Paulskirchen-Verfassung und der Preußischen Verfassungsurkunde 
folgt, von den „Religionsgesellschaften" und verwendet das Wort „Kir-
che" nur in dem distanzierenden Satz „Es besteht keine Staatskirche" 
(Art. 137 Abs. 1 WRV) und in dem Verbot, jemanden zu einer „kirchli-
chen Handlung" zu zwingen (Art. 136 Abs. 4 WRV) 5 7 . Der Begriff der 
Religionsgesellschaft ist ein Geschöpf der Aufklärung, in dem die Kir-
chen und sonstigen religiösen Gemeinschaften als Korporationen weltli-
chen Rechts und unter Absehen von ihrem Selbstverständnis als außer-
weltlich begründete Glaubensgemeinschaften in die staatliche Ordnung 
eingefügt werden58. In der Entwicklung des deutschen Staatskirchen-
rechts ist der Begriff hauptsächlich durch die Religionsvorschriften des 
preußischen Allgemeinen Landrechts (§§ 1 ff. II 11) und deren Konzes-
sionssystem geformt worden. Mit der Einführung der religiösen Vereini-
gungsfreiheit beschränkte sich der Begriff der Religionsgesellschaft auf 
diejenigen religiösen Vereinigungen, die sich als Bekenntnisgemein-
schaften umfassend („allseitig") der Pflege und der Ausübung eines 
bestimmten Glaubens widmeten und sich dadurch von anderen religiö-
sen Vereinen und Gesellschaften unterschieden59. Der Begriff der Reli-
gionsgesellschaft ist Ausdruck der Weltlichkeit und der religiös-weltan-
schaulichen Neutralität des Staates. Er zeigt zugleich die Ablösung vom 
Paritätsgrundsatz der alten Reichsverfassung mit ihren „Religionspar-
teien" und die Anerkennung religiöser Vereinigungsfreiheit, wenngleich 
zunächst noch unter staatlichem Genehmigungsvorbehalt. Religionsge-
sellschaften sind die christlichen Kirchen, dann die Sekten und Freikir-
chen, schließlich die nicht-christlichen Glaubensgemeinschaften; in 
Art. 137 Abs. 7 WRV werden folgerichtig den Religionsgesellschaften 
die Vereinigungen gleichgestellt, die sich die gemeinschaftliche Pflege 
einer Weltanschauung zur Aufgabe machen. 
Die grundrechtliche Rechtsposition, die in der Vereinigungsfreiheit 
den Religionsgesellschaften zugewiesen wird und letztlich in der Reli-
gionsfreiheit wurzelt, unterscheidet sich von der staatskirchenrechtli-
chen Rechtsposition, die mit der Anerkennung oder Erlangung der 
„Korporationsrechte" (Art. 15 PreußVU) oder — wie Art. 137 Abs. 5 
WRV eher mißverständlich formulierte — der Eigenschaft als „Körper-
schaft des öffentlichen Rechtes" entsteht. Die „Korporationsrechte" der 
57 Das Landesverfassungsrecht, obwohl es sonst ebenfalls weithin die Weima-
rer Kirchenartikel adaptiert, verwendet weithin den Ausdruck „Religionsgemein-
schaften" und nennt vielfach auch die „Karchen" als eine Form der Religionsge-
meinschaften. 
58 Heckel, Neubestimmung (Anm. 23), VII. 
59 Anschütz, Verfassungs-Urkunde (Anm. 32), Art. 12, Anm. 5; ders., Die Reli-
gionsfreiheit, in: HdbDStR II, S. 675 / 689; E. R. Huber, Deutsche Verfassungsge-
schichte (Anm. 23), Bd. III, S. 105 f. 
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preußischen Verfassung bedeuteten die allgemeine Rechtsfähigkeit (vgl. 
Art. 31 PreußVU), während in der Weimarer Reichsverfassung die Kör-
perschaftsqualität die Rechtsposition der als Körperschaften des öffent-
lichen Rechts bestehenden großen christlichen Kirchen und einer Reihe 
anderer Religionsgesellschaften fortführt — und für andere Religionsge-
sellschaften öffnet — und als Grundlage für das Besteuerungsrecht 
dient (Art. 137 Abs. 6 WRV). Damit ergab und ergibt sich eine Ein-
schränkung von Rechtsfolgen, die möglicherweise nach dem Modell des 
Trennungsprinzps aus Art. 137 Abs. 1 WRV abgeleitet werden könnten, 
konnte und kann aber andererseits nicht angenommen werden, daß die 
Kirchen nach der Art verwaltungsrechtlicher Körperschaften des öf-
fentlichen Rechts dem Staat organisationsrechtlich eingegliedert wä-
ren 6 0. 
3. Demokratie und Religionsfreiheit 
Der Staat, der die Religionsfreiheit in seiner Verfassung garantiert 
und den Kirchen und sonstigen Religionsgesellschaften durch seine 
Staatsorgane und seine Rechtsordnung gegenübertritt, gründet in der 
Demokratie seine Herrschaftsgewalt auf die politische Organisation der 
Gesellschaft nach dem Prinzip der Volkssouveränität (Art. 20 Abs. 2 
GG). Aus dem somit gegebenen Staatsbild im Sinne der „,Offenheit* des 
demokratischen Gemeinwesen" ist von Konrad Hesse für das Verhältnis 
von Staat und Kirche der Grundgedanke entwickelt worden, daß es sich 
als „freie Kirche im demokratischen Staat" darstellte61. An dem Vor-
gang der staatlichen Integration durch den permanenten demokrati-
schen Prozeß der freien politischen Meinungs- und Willensbildung 
beteiligen sich die einzelnen — idem civis et christianus — als Mitglie-
der einer Religionsgemeinschaft ebenso wie die Religionsgemeinschaf-
ten selbst. Dieser Prozeß bedingt ein Zurücktreten institutioneller Posi-
tionen. Es geht in ihm nicht um Abgrenzung und Rangordnung, sondern 
um die Zuordnung von menschlichen Lebenszielen und die Art und 
so Gerhard Anschütz, Die Verfassung des Deutschen Reichs. 14. Aufl., Berlin 
1933, Art. 137, Anm. 8. — Hermann Weber, Die Religionsgesellschaften als Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts im System des Grundgesetzes, Berlin 1966 
(bespr. von Axel Frhr. von Campenhausen, in: ZevKR 13 [1967/68], S. 211). 
6i Konrad Hesse, Freie Kirche im demokratischen Gemeinwesen, in: ZevKR 11 
(1964/65), S. 337; ders., Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik 
Deutschland. 19. Aufl., Heidelberg 1993, Rdnrn. 382, 468. — Hollerbach, Die 
Kirchen unter dem Grundgesetz (Anm. 13), S. 99; ders., Entwicklungen im Ver-
hältnis von Staat und Kirche, in: Hans-Peter Schneider / Rudolf Steinberg 
(Hrsg.), Verfassungsrecht zwischen Wissenschaft und Richterkunst. Heidelberg 
1990, S. 73; Klaus G. Meyer-Teschendorf, Staat und Kirche im pluralistischen 
Gemeinwesen, Tübingen 1979. 
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Weise der Erfüllung dieser Aufgaben und um die freie geistige Ausein-
andersetzung und Wirksamkeit. Der geistliche Auftrag der Kirche ist 
eine Kraft der Kirche als Gemeinschaft der Gläubigen in der Demokra-
tie. In diesem demokratischen Prozeß wird aber die prinzipielle Ver-
schiedenheit der (weltlichen) Aufgaben des Staates und der (geistlichen) 
Aufgaben der Kirchen nicht eingeebnet. 
Diese Anschauung beläßt den Religionsgemeinschaften die selbstbe-
stimmte Entscheidung über Glauben, Bekenntnis und öffentlichen Auf-
trag, fügt sie aber in den demokratisch bestimmten Meinungs- und 
Willensbildungsprozeß des weltlichen, pluralistischen Gemeinwesens 
ein. Sie muß nicht als Nivellierung der Verschiedenartigkeit der in den 
weltlichen Rechtsverkehr eintretenden Kirchen und sonstigen religiösen 
oder weltanschaulichen Gemeinschaften verstanden werden und auch 
nicht als die Oktroyierung demokratischer Organisations- und Ent-
scheidungsformen zu Lasten kirchlicher Rechtsstrukturen und Lebens-
prozesse62. Die umfassende Sozialgestaltungsfunktion, die der Staat in 
Anspruch nimmt und der zwangsläufig seine Ordnungsaufgabe ebenso 
umfassend verbunden ist, muß sich kraft Religionsfreiheit und Kirchen-
autonomie dem auf gleichem Felde wirkenden Theologischen und 
Kirchlichen öffnen 6 3 ."Staat und Kirche begegnen sich in den gleichen 
Menschen und Lebensbereichen: Die Gläubigen wollen ein ungeteiltes 
Leben ihrer Freiheit in der Welt, auch wo sie vom Staat geordnet wird, 
führen. Deshalb wird es darum gehen, in den Normen und Institutionen 
der staatlichen Ordnung in neutraler Weise Raum zu geben für die 
Entfaltung der religiösen Freiheit"64. Das Staatskirchenrecht des demo-
kratischen Verfassungsstaates kann deshalb nicht unter Zurückdrän-
gung des institutionellen Elements des selbständigen kirchlichen Auf-
trags und Wirkens nur auf die individuell bestimmte Religionsfreiheit 
gegründet werden65. 
6 2 Siehe die vorsorgliche Verwahrung Heckeis, Die Kirchen unter dem Grund-
gesetz (Anm. 1), S. 25. 
63 Martin Heckel, in: W D S t R L 26 (1968), S. 119, in Antwort auf kritische 
Einwände von Hans Peter Ipsen (ebd., S. 118) und Dietrich Pirson (ebd., 
S. 132 ff.). 
64 Heckel, Die Kirchen unter dem Grundgesetz (Anm. 1), LS 24, S. 52. 
65 Meiner Assistentin Claudia Radi habe ich für ihre verständige Hilfe bei der 
Vorbereitung des ganzen Beitrags, vor allem aber des Abschnitts A sehr zu 
danken. 
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B. Weimarer Reichsverfassung und Grundgesetz 
I. Die Weimarer Kirchenartikel 
1. Der Verfassungskompromiß 
Der Sturz der Monarchie und die Entscheidung der die revolutionäre 
Umgestaltung bestimmenden politischen Kräfte für die parlamentari-
sche Demokratie beseitigte für die evangelischen Landeskirchen, aber 
auch für die Ordnung der Beziehungen zwischen Staat und Kirche in 
Deutschland die Grundpfeiler des bisherigen kirchenpolitischen Sy-
stems. Die verfassungspolitische Aufgabe der Neuordnung mußte 
zwangsläufig zu einer Gesamtentscheidung über die Hauptfragen des 
Staatskirchenrechts führen, besonders über die Form der Trennung von 
Staat und Kirche, die öffentlich-rechtliche Stellung der Kirchen und die 
staatlichen Befugnisse angesichts der Kirchenautonomie. Gewicht und 
Überzeugungskraft der geschichtlich überkommenen Rechte und 
Rechtsbeziehungen stellten sich naturgemäß in den Augen der in der 
Nationalversammlung vertretenen Parteien ganz unterschiedlich dar 6 6. 
Die Sozialdemokraten, auf deren Haltung es hauptsächlich ankam, 
hatten in ihrem Programm gefordert, die Religion zur Privatsache zu 
erklären, hinfort für die Kirchen keine öffentlichen Mittel aufzuwenden, 
die Kirchen als private Gesellschaften anzusehen, die ihre Angelegen-
heiten selbständig ordnen, und das ganze Schulwesen als Staatssache 
auszugestalten67. Das überlegte Zusammenwirken des Zentrums (Maus-
bach, Gröber, Spahn), der Nationalliberalen (von Delbrück, Düringer) 
und der Volkspartei (Kahl), dem sich Friedrich Naumann und die 
Demokraten anschlossen, und die Kompromißbereitschaft der Mehr-
heitssozialisten (Meerfeld, Quarck, Katzenstein)68 ermöglichten einen 
66 Aufschlußreich und für das am Ende verabschiedete Ergebnis leitend waren 
die Verhandlungen bei der ersten Lesung des Grundrechtsteils, dessen Religions-
und Schulartikel (Art. 30, 31 des Regierungsentwurfs) vorweg behandelt wurden, 
durch den Verfassungsausschuß vom 31. März bis 3. April 1919 (18. bis 21. 
Sitzung). Siehe die Verhandlungen der verfassunggebenden Deutschen National-
versammlung, Bd. 336, Anlagen zu den Stenographischen Berichten, Aktenstück 
Nr. 391. Bericht des Verfassungsausschusses, 1920, S. 171-223, sowie die Bera-
tungen des Plenums über den Abschnitt Religion und Religionsgesellschaften in 
der 59. Sitzung am 17. Juli 1919, Verhandlungen, Bd. 328, Stenographische 
Berichte, S. 1643-1664. 
67 Dazu die für den erfolgreichen Fortgang der Beratungen einflußreiche Rede 
des Mitberichterstatters Meerfeld (SPD) in der 19. Sitzung des Verfassungsaus-
schusses (Verhandlungen [Anm. 66], Bd. 336, S. 188): „Wir wollen . . . keine 
gewaltsame Trennung, sondern eine schiedlich-friedliche Einigung." Ähnlich 
Quarck (SPD), ebd., S. 193. 
68 Carl Israël, Geschichte des Reichskirchenrechts, Berlin 1922; Jochen Jacke, 
Kirche zwischen Monarchie und Republik. Der preußische Protestantismus nach 
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Ausgleich, der Religionsfreiheit und Kirchenautonomie sicherte, die 
überkommene Position der Kirchen, auch ihre Vermögenswerte, die 
Staatsleistungen und das Besteuerungsrecht, schonte und das kirchen-
politische System zugunsten aller Religionsgesellschaften und auch der 
Weltanschauungsgemeinschaften öffnete 6 9 . Die gefundene Lösung, im 
ganzen den Kirchen günst ig 7 0 , hat in der Weimarer Staatspraxis nur 
zum Teil volle Wirksamkeit erlangt und wurde hinsichtlich der großen 
christlichen Kirchen maßgeblich durch die Konkordate und Kirchenver-
träge komplettiert. 
Der Aufruf des Rats der Volksbeauftragten an das deutsche Volk vom 
12. November 1918 (RGBl. S. 1303) bestimmte: „5. Die Freiheit der 
Religionsausübung wird gewährleistet. Niemand darf zu einer religiösen 
Handlung gezwungen werden." Ebenso verzichtete der Verfassungsent-
wurf von Hugo Preuß, den das Reichsministerium des Innern am 21. 
Februar 1919 der Nationalversammlung vorlegte71, auf staatskirchen-
rechtliche Vorschriften. Er beschränkte sich — in Anlehnung an Art. 12 
der Preußischen Verfassungsurkunde — in Art. 30 auf eine detaillierte 
Garantie der Glaubens-, Gewissens- und Kultusfreiheit sowie der reli-
giösen Vereinigungsfreiheit. Demgegenüber hatte der im Deutschen 
Reichsanzeiger 1919 Nr. 15 veröffentlichte „Entwurf einer Verfassung 
des Deutschen Reichs" vom 20. Januar 1919 noch eine besondere staats-
kirchenrechtliche Klausel (§ 19 Abs. 3) enthalten: 
„Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selb-
ständig, ist aber den allgemeinen Gesetzen unterworfen. Keine Religionsgesell-
dem Zusammenbruch von 1918. Hamburg 1976, S. 119 ff.; Kurt Nowak, Evange-
lische Kirche und Weimarer Republik. 2. Aufl., Göttingen 1988, S. 72 ff. 
69 Friedrich Giese, Staat und Kirche im neuen Deutschland, in: JöR XIII 
(1925), S. 249; Godehard Josef Ebers, Staat und Kirche im neuen Deutschland, 
München 1930; Schlief, Die Entwicklung (Anm. 2), S. 38 ff.; Werner Weber, Das 
kirchenpolitische System der Weimarer Reichsverfassung im Rückblick, in: Festg. 
für Wolfgang Abendroth. Neuwied und Berlin 1968, S. 381; E. R. Huber, Deutsche 
Verfassungsgeschichte (Anm. 23), Bd. V, 1978, S. 1200 f., Bd. VI, 1981, S. 864 ff.; 
Christoph Link, Staat und Kirchen, in: Kurt G. A. Jeserich / Hans Pohl / Georg-
Christoph von Unruh, Deutsche Verwaltungsgeschichte. Bd. 4, Stuttgart 1985, 
S. 450 / 455 ff. 
7 0 Siehe jedoch die Rechts Verwahrung der Fuldaer Bischofskonferenz vom 
November 1919 gegen einzelne Punkte der Verfassung des Deutschen Reichs vom 
11. August 1919, die sich u. a. gegen die Schrankenklausel des Art. 137 Abs. 3 
WRV wandte, wo dem Staat das Recht zugesprochen werde, eventuell in die 
Angelegenheiten der Kirche, „und seien es die innersten und wesentlichsten", 
einzugreifen (Paul Mikat, Verfassungsziele des Grundgesetzes, in: Rudolf Mor-
sey/Konrad Repgen [Hrsg.], Christen und Grundgesetz. Paderborn 1989, S. 56 
Anm. 72). 
71 Heinrich Triepel, Quellensammlung zum Deutschen Reichsstaatsrecht. 
5. Aufl., Tübingen 1931, S. 27. — Zum „Entwurf einer Verfassung des Deutschen 
Reichs" vom 20. Januar 1919 vgl. ebd., S. 10. 
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schaft genießt vor anderen Vorrechte durch den Staat. Über die Auseinanderset-
zung zwischen Staat und Kirche wird ein Reichsgesetz Grundsätze aufstellen, 
deren Durchführung Sache der deutschen Freistaten ist." 
Die in Satz 1 aufgenommene und nur sprachlich etwas abgewandelte 
Formel der Paulskirchen-Verfassung für die Kirchenautonomie wurde 
in verschiedenen Anträgen im Verfassungsausschuß wiederholt72 und 
wurde schließlich zum Inhalt der zentralen Garantie des Art. 137 Abs. 3 
WRV. 
Die ausschlaggebende Entscheidung über das Weimarer Staatskir-
chenrecht fiel mit dem Beschluß vom 17. März 1919, daß dem Reich das 
Recht zustehen sollte, im Wege der Gesetzgebung Grundsätze für die 
Rechte und Pflichten der Religionsgesellschaften aufzustellen (Art. 9 b 
Nr. 1, später Art. 10 Nr. 1 WRV). Diese Kompetenzerweiterung zugun-
sten des Reiches beließ den Ländern zwar die Gesetzgebungs- und 
Vertragszuständigkeit auf dem Gebiet des Staatskirchenrechts, gab aber 
dem Reich das Vorrecht für die Regelung der Grundlagen73. Die zweite 
ausschlaggebende Weichenstellung erfolgte dadurch, daß die vor allem 
von Kahl energisch vertretene Auffassung sich durchsetzte, daß die 
Hauptsätze des Staatskirchenrechts in der Reichsverfassung festzulegen 
seien und nicht einem Reichsgesetz überlassen werden dürften. Die 
dritte Grundsatzentscheidung — wiederum besonders von Kahl ver-
fochten — war die Kennzeichnung der Kirchen und bestimmter anderer 
Religionsgesellschaften als „Körperschaften des öffentlichen Rechts" 
(Art. 137 Abs. 5 WRV), womit insbesondere der Unterschied gegenüber 
einer Qualifizierung der Kirchen als „Privatvereine" ausgesprochen 
wurde74. Auf einen erst in einem verhältnismäßig späten Stadium der 
Verhandlungen gestellten Antrag Katzenstein (SPD)/Ablaß (DDP) 7 5 
72 Antrag Quarck / Sinzheimer (Nr. 89): Art. 30 Abs. 3 S. 4 (Verhandlungen 
[Anm. 66], Bd. 336, S. 173); Antrag Kahl und Genossen (Nr. 92): Art. 30 a (neu) 
(ebd., S. 176). Der Antrag Gröber und Genossen (Nr. 91): Art. 30 a (neu), wollte 
den Satz „Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 
frei und selbständig . . . " ohne die Schrankenklausel und unterschied sich haupt-
sächlich darin von dem Antrag Kahl (ebd., S. 176). Der in der 20. Sitzung 
eingebrachte Antrag Meerfeld / Naumann (Nr. 96): Art. 30 a, der für die endgülti-
ge Beschlußfassung bestimmend wurde, gab der Schrankenklausel die Fassung: 
„ . . . innerhalb der Schranken des Gesetzes" (ebd., S. 199). Gröber schlug dazu 
vor, zu formulieren: „ . . . innerhalb der Schranken des für alle geltenden Geset-
zes", womit der Gedanke, der im Antrag Nr. 96 enthalten sei, wohl klarer zum 
Ausdruck komme (ebd., S. 206); so wurde es beschlossen (ebd., S. 207). 
73 Israël, Geschichte (Anm. 68), S. 13 ff.; Anschütz, Die Verfassung (Anm. 60), 
Art. 10, Anm. 3. 
74 Kahl, Verhandlungen (Anm. 66), Bd. 336, S. 195. Siehe auch Gröber, ebd., 
S. 200, sowie die weitere Debatte im Plenum der Nationalversammlung (Ver-
handlungen [Anm. 66], Bd. 328, S. 16441 [Mausbach], S. 1647 f. [Kahl], S. 1650 
[Quarck]). — Giese, Staat und Kirche (Anm. 69), S. 303 f. 
75 Antrag Nr. 105, Verhandlungen (Anm. 66), Bd. 336, S. 205. 
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geht es zurück, daß dem staatskirchenrechtlichen Hauptartikel (Art. 30 a 
der damaligen Zählung) die Worte vorangesetzt wurden: „Es besteht 
keine Staatskirche", und zusätzlich gesagt wurde: „Den Religionsgesell-
schaften werden diejenigen Vereinigungen gleichgestellt, die sich die 
gemeinschaftliche Pflege einer Weltanschauung zur Aufgabe machen" 
(später Art. 137 Abs. 7 WRV) 7 6 . 
2. „Es besteht keine Staatskirche" 
Eine „Staatskirche" hatte es auch in der konstitutionellen Monarchie 
nicht gegeben und das landesherrliche Kirchenregiment in den evange-
lischen Kirchen war mit der Monarchie entfallen77. So war der scharf 
klingende Satz des Art. 137 Abs. 1 WRV eher eine Proklamation, mit der 
die Grundlinie der Trennung von Staat und Kirche — die doch nach 
dem gesamten Weimarer kirchenpolitischen System nicht laizistisch 
oder sonst streng ausgebildet sein konnte78 — bekräftigt wurde, und 
außerdem ein Verfassungsauftrag, der dem Landesgesetzgeber (Art. 137 
Abs. 8 WRV) eine Direktive gab7 9. Die weitaus wichtigere Festlegung 
des Art. 137 Abs. 5 WRV sicherte den öffentlich-rechtlichen Status der 
Kirchen und hinderte den Gesetzgeber daran, die Kirchen in das private 
Vereinsrecht zu verweisen. 
Auf der anderen Seite war nach herrschender Auffassung mit dem 
Charakter als Körperschaft des öffentlichen Rechts, der eine so beschaf-
fene Rechtsperson „in ihren spezifisch weltlich-körperschaftlichen Da-
seinsäußerungen der Disziplin eines öffentlich-rechtlichen Ordnungssy-
stems" einfügte, „in dem der Staat die übergeordnete Verantwortung" 
besaß 8 0 , eine besondere Staatsaufsicht verbunden. „Diese Staatsaufsicht 
ist das notwendige Korrelat dazu, daß die Kirchengesellschaften öffent-
liche Korporationsfähigkeit haben . . . " 8 1 . Diese Auslegung konnte unter 
76 Der Antrag Nr. 96 wurde in Verbindung mit dem Eventualantrag Gröber 
und mit den Ergänzungen des Antrags Katzenstein / Ablaß als Art. 30 a angenom-
men (Verhandlungen [Anm. 66], Bd. 336, S. 207 f.). Darauf beruhten weitgehend 
die von der Nationalversammlung beschlossenen Art. 137, 138, 139 und 141 WRV. 
77 E. R. Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. VI (Anm. 69), S. 868. 
78 Heckel, Die Kirchen unter dem Grundgesetz (Anm. 1), S. 26 ff.; ders., „In 
Verantwortung vor Go t t . . . " (Anm. 1), S. 15; von Campenhausen, Staatskirchen-
recht (Anm. 1), S. 67 ff.; Link, Staat und Kirchen (Anm. 69), S. 455 f. 
79 Jeand'Heur, Der Begriff der „Staatskirche" (Anm. 23), S. 455 ff. 
80 W. Weber, Das kirchenpolitische System (Anm. 69), S. 395. 
si Kahl, in: Verhandlungen (Anm. 66), Bd. 328, S. 1647. — PreußOVG 82, 196 
bezeichnet die aufrechterhaltene Kirchenhoheit des Staates als ein „der bevor-
rechtigten Stellung der Kirche entsprechendes besonders geartetes Staatsauf-
sichtsrecht". 
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dem Grundgesetz nicht fortbestehen. Der staatskirchenrechtliche Be-
griff der Körperschaft des öffentlichen Rechts trägt keine organisations-
rechtlichen Rechtsfolgen und gibt dem Staat keine weitergehenden 
Befugnisse, als sie mit der Kirchenautonomie (Art. 140 G G i. V. m. 
Art. 137 Abs. 3 WRV) vereinbar sind. Die Zuerkennung des Status einer 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft gibt der Religionsgesellschaft die 
Fähigkeit, Träger öffentlicher Kompetenzen und Rechte zu sein. Die 
Eigenständigkeit und Unabhängigkeit der rCirche vom Staat sowie ihre 
originäre Kirchengewalt werden bekräftigt, die besondere Bedeutung 
der öffentlichen Wirksamkeit einer Religionsgesellschaft wird aner-
kannt, nicht aber wird sie dadurch in den Staat organisch eingegliedert 
oder einer besonderen staatlichen Kirchenhoheit unterworfen82. 
3. Die Kirchenautonomie „innerhalb der Schranken 
des für alle geltenden Gesetzes" 
Der Vorsitzende des Verfassungsausschusses der Weimarer National-
versammlung, Haußmann (DDP), stellte in der 33. Sitzung am 30. Mai 
1919 zur Ausräumung von Zweifeln fest, daß mit dem Satz „. . . inner-
halb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes" in dem späteren 
Art. 137 Abs. 3 WRV nur Ausnahme-, d. h. Verbotsgesetze ausgeschlos-
sen sind, nicht aber staatliche Vorschriften in Beziehung auf die Reli-
gionsgesellschaften83. Nach Wortlaut und Sinngehalt unterwarf Art. 137 
Abs. 3 WRV die Angelegenheiten der Religionsgesellschaften insgesamt, 
also auch ihre eigenen, ihre „inneren" Angelegenheiten dem für alle 
geltenden Gesetz84, aber eben nicht dem Staatsgesetz schlechthin, son-
dern nur dem „für alle geltenden" Gesetz. Den Religionsgesellschaften 
nachteilige Sondergesetze im Stil des preußischen Kulturkampfes waren 
— und sind auch unter dem Grundgesetz — damit ausgeschlossen. Die 
82 BVerfGE 18, 385 (386 f.); 19, 129 (133); 30, 415 (428). 
83 Haußmann, in: Verhandlungen (Anm. 66), Bd. 336, S. 383. — Zur Entste-
hungsgeschichte der Klausel siehe oben Anm. 72 und im Text. 
84 Sachlich übereinstimmend statuierte Art. 135 S. 3 WRV, daß die „allgemei-
nen Staatsgesetze" von der Garantie der Glaubens-, Gewissens- und Kultusfrei-
heit unberührt bleiben. Art. 135 WRV ist durch Art. 140 GG dem Grundgesetz 
nicht inkorporiert worden; die Freiheiten des Art. 4 Abs. 1 und 2 GG stehen nicht 
unter dem Vorbehalt der allgemeinen Staatsgesetze. — Abweichend nimmt E. R. 
Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. VI (Anm. 69), S. 876, an, daß die 
Religionsgesellschaften in ihren inneren Angelegenheiten von den Schranken des 
allgemeinen Gesetzes frei waren, und stützt sich dafür ohne Grund auf die 
Annahme, die Nationalversammlung habe zu einem Rechtszustand des § 27 II 11 
ALR zurückkehren wollen. Wie hier Werner Weber, „Allgemeines Gesetz" und 
„für alle geltendes Gesetz" in: FS für Ernst Rudolf Huber. Göttingen 1973, S. 181, 
bes. S. 194. 
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Formel von Johannes Heckel, daß das für alle geltende Gesetz das 
Gesetz meine, „das trotz grundsätzlicher Bejahung der kirchlichen 
Autonomie vom Standpunkt der Gesamtnation als sachlich notwendige 
Schranke der kirchlichen Freiheit anerkannt werden muß; m. a. W. 
jedes für die Gesamtnation als politische, Kultur- und Rechtsgemein-
schaft unentbehrliche Gesetz, aber auch nur ein solches Gesetz"85, 
forderte eine Abwägung und wandte sich gegen die Korrelatentheorie. 
Sie bedeutete, daß ein für jedermann geltendes, nicht final auf die 
Religionsgesellschaften und ihren Selbstbestimmungsstatus bezogenes, 
den religionsgesellschaftlichen Selbstverwaltungsbereich nur wie alle 
anderen Normadressaten und gemeinsam berührendes Gesetz — entge-
gen der herrschenden Lehre 8 6 — nicht schon deshalb zulässig war, weil 
es sich als ein „für alle geltendes Gesetz" darstellte, sondern nur wenn 
es auch materiell der mit Heckeis Formel gebotenen Abwägung stand-
hielt. Diese den Religionsgesellschaften günstige Auslegung hat unter 
dem Grundgesetz die Oberhand gewonnen87. 
Die Kirchenautonomie darf nicht nur als eine den Eingriff und 
Zugriff des Staates abwehrende Garantie verstanden werden. Denn zu 
den „Angelegenheiten" der Religionsgesellschaften, jedenfalls der 
christlichen Kirchen, gehören auch ihr Wirken in dieser Welt und die 
Mitgestaltung der gesellschaftlichen und politischen Ordnung8 8. Das 
Trennungsprinzip setzt dem organisatorischen Einfluß der Kirchen auf 
das weltliche Gemeinwesen Grenzen und weiter muß im Rahmen des 
für alle geltenden Gesetzes ein Ausgleich gefunden werden89. 
4. Von der Parität der christlichen Kirchen 
zur Gleichstellung der Religionsgesellschaften und 
Weltanschauungsgemeinschaften 
Die „Religionsparteien" des Heiligen Römischen Reiches Deutscher 
Nation, denen nach den Reichsgrundgesetzen des Augsburger Religions-
friedens von 1555 und des Westfälischen Friedens von 1648 Parität 
zustand, waren mit dem Ende des Reiches entfallen. Nach dem Sturz 
ss Johannes Heckel, Das staatskirchenrechtliche Schrifttum der Jahre 1930 
und 1931, in: VerwArch. 37 (1932), S. 284. 
86 W. Weber, „Allgemeines Gesetz" (Anm. 84), S. 188. 
87 Scheuner, System (Anm. 43), S. 82; von Campenhausen, Staatskirchenrecht 
(Anm. 1), S. 77 ff.; Jeand'Heur, Der Begriff der „Staatskirche" (Anm. 23), 
S. 459 ff. — Zur Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts siehe unten 
unter B II 2. 
88 Heckel, Entwicklung (Anm. 1), S. 34 f., Anm. 6; ders., Die Kirchen unter dem 
Grundgesetz (Anm. 1), S. 40. 
89 Siehe die Kontroverse Heckel — Böckenförde, in: W D S t R L 26 (1968), 
S. 123, 125 f. 
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der Monarchie blieb zwar der öffentlich-rechtliche Status für die Kir-
chen und bestimmte altkorporierte Religionsgesellschaften erhalten, 
wurde dieser Status aber allen Religionsgesellschaften und den diesen 
gleichgestellten Weltanschauungsgemeinschaften zugänglich, sofern sie 
durch ihre Verfassung90 und die Zahl ihrer Mitglieder die „Gewähr der 
Dauer" boten (Art. 137 Abs. 5 S. 2 und Abs. 7 WRV). Art, Inhalt und 
theologische oder sonstige Bedeutsamkeit des Glaubens oder der Welt-
anschauung sind damit für die Gewährung der Körperschaftsrechte 
unerheblich91. Auf die ausdrücklich an ihn gerichtete Frage Naumanns, 
ob das Recht der öffentlichen Körperschaft den bestehenden kleineren 
Kirchen, den Religionsgemeinschaften und Sekten, wie Methodisten, 
Baptisten, Altlutheranern usw. ohne weiteres zuteil werden soll — „Da 
es keine Staatskirche mehr gibt, so sind alle Nebenkirchen gleicher 
Ehre" —, antwortete Hugo Preuß als Vertreter des Reichsministeriums, 
daß Sinn und Bedeutung dieser Bestimmung für die Sekten und Freikir-
chen nur so aufgefaßt werden können, wie es der Herr Abgeordnete 
Naumann formuliert hat9 2. 
So wie die Religionsfreiheit seit ihrer Verbindung mit der Gewissens-
und Gedankenfreiheit Religion und Weltanschauung gleichstellt, so sind 
im Staatskirchenrecht und insbesondere für die Kirchenautonomie Reli-
gionsgesellschaften und Weltanschauungsgemeinschaften gleichgestellt. 
Dennoch wird die geschichtliche und kulturelle Verschiedenheit und die 
unterschiedliche staatskirchenrechtliche Bedeutsamkeit der Kirchen, 
der sonstigen Religionsgesellschaften und der Weltanschauungsgemein-
schaften durch die Verfassung nicht neutralisiert. Noch nach dem 
Kriege konnte gesagt werden: „Das ganze Problem des institutionellen 
Zusammenhangs von Staat und Kirche sowie der Teilhabe der Kirchen 
an der öffentlichen Ordnung erfüllt nur die Beziehungen zwischen dem 
Staat und den beiden großen Kirchen" 9 3. Der allgemeine Wandel in den 
90 In der vom Verfassungsausschuß angenommenen Fassung des Art. 30 a 
wurde — neben der Zahl der Mitglieder — auf die Zeit des Bestehens der 
Religionsgesellschaft abgestellt. Erst in der 3. Lesung im Plenum wurde auf einen 
Antrag von Heinze die Gesetz gewordene Fassung gewählt, was Kahl als eine 
Verbesserung begrüßte, weil „das Kriterium für die Würdigkeit einer Religions-
gesellschaft, öffentliche Korporation zu werden, nicht auf das zufällige äußere 
Moment der Zeit des Bestehens, sondern auf das tiefere Moment des Inhalts ihrer 
Verfassung abgestellt" sei (siehe Israël, Geschichte [Anm. 68], S. 35 f i , 491, 
56 f.). 
91 Hermann Weber, Die Verleihung der Körperschaftsrechte an Religionsge-
meinschaften, in: ZevKR 34 (1989), S. 352 f. 
92 Verhandlungen, Band 328 (Anm. 66), S. 1654 B, 1655 D. 
93 w. Weber, Staatskirchenrecht (Anm. 1), S. 754. — Siehe andererseits Ernst 
Gottfried Mahrenholz, Die Kirchen in der Gesellschaft der Bundesrepublik. 
2. Aufl., Hannover 1972; ders., Kirchen als Korporationen, in: ZevKR 20 (1975), 
S. 43. 
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religiösen und weltanschaulichen Vorstellungen, teils in den Kirchen 
selbst, vor allem aber darüber hinaus und in die überkommenen Institu-
tionen sprengenden Bewegungen, und in Deutschland außerdem die mit 
der Wiedervereinigung einhergehende Änderung in der Basis des reli-
giösen Lebens berühren die so umrissene Grundorientierung des Staats-
kirchenrechts. 
II. Die Inkorporation des Weimarer Staatskirchenrechts 
durch Art. 140 G G 
1. Entstehungsgeschichte 
Der Parlamentarische Rat, der mit der von ihm verabschiedeten 
Verfassung für die Bundesrepublik Deutschland dem staatlichen Leben 
für eine Übergangszeit eine neue Ordnung geben wollte, verfolgte von 
Anbeginn die klare Linie, die Grundrechte des einzelnen als rechtlich 
wirksame Freiheiten und Garantien zu normieren und von „Lebensord-
nungen" und politischen Programmen nach Weimarer Muster abzuse-
hen. Ein Abschnitt über Religion und Religionsgesellschaften hätte 
diese verfassungspolitische Linie verlassen. Außerdem bestand Einmü-
tigkeit darin, daß das Staatskirchenrecht Landessache sein sollte. Dies 
hätte an sich die Konsequenz haben müssen, sich mit der Garantie der 
Religionsfreiheit zu begnügen. Dahin ging der Vorschlag des Herren-
chiemseer Verfassungskonvents, dessen Entwurf in Art. 6 aussprach: 
„(1) Glaube, Gewissen und Überzeugung sind frei. (2) Der Staat gewähr-
leistet die ungestörte Religionsausübung", sich aber jeglicher staatskir-
chenrechtlicher Regelungen und Garantien enthielt. Demgegenüber for-
derten die evangelischen Landeskirchen und die katholischen Bischöfe 
mit Eingaben vom Oktober und November 1948, die Unabhängigkeit 
des religiösen Lebens von staatlicher Bevormundung, die kirchliche 
Selbstbestimmung und die Vermögensrechte der Kirchen durch die neue 
Bundesverfassung zu schützen. Der Kompromiß des Art. 140 GG, mit 
dem die SPD (Bergsträßer, Eberhard, Zinn) und die FDP (Heuss, Höp-
ker-Aschoff) den Anträgen der CDU / CSU (Süsterhenn), des Zentrums 
(Wessel) und der DP (Seebohm) in der Sache weitgehend nachgaben94, 
hat in Verbindung mit der neugeformten Religionsfreiheit (Art. 4 Abs. 
94 JöR 1 (1951), S. 899 f. — Schlief, Die Entwicklung (Anm. 2), S. 65 ff.; Holler-
bach, Die verfassungsrechtlichen Grundlagen (Anm. 42), S. 218 ff.; ders., Grund-
lagen (Anm. 1), S. 482 ff.; Klaus Gotto, Die katholische Kirche und die Entste-
hung des Grundgesetzes, in: Anton Rauscher (Hrsg.), Kirche und Katholizismus 
1945-1949. München, Paderborn, Wien 1977, S. 88; Werner Sörgel, Konsensus 
und Interessen. Opladen 1985, S. 179 ff.; Mikat, Verfassungsziele (Anm. 70), 
S. 42 ff. 
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1 und 2 GG) die Position der Religionsgesellschaften über das Weimarer 
kirchenpolitische System hinaus bekräftigt 9 5 . 
Die Bestrebungen, in das Grundgesetz Mindestgarantien für die Stel-
lung und die Rechte der Kirchen aufzunehmen, die von der CDU / CSU 
und der D P 9 6 unterstützt wurden, führten in der 24. Sitzung des 
Grundsatzausschusses am 23. November 1948 zu einer Auseinanderset-
zung über die Kernfrage, ob neben der Religionsfreiheit und der religiö-
sen Vereinigungsfreiheit staatskirchenrechtliche Vorschriften Eingang 
in das Grundgesetz finden sollten. Der Vorschlag Süsterhenns, im 
Grundgesetz einige „Hauptgesichtspunkte in komprimierter Form als 
Leitsätze" für die Landesgesetzgebung festzulegen, stieß auf den Wider-
spruch von Eberhard und Heuss, die auf die Zuständigkeit der Länder 
verwiesen und eine Wiederbelebung der Weimarer Lebensordnungen 
ablehnten. In der 29. Sitzung des Grundsatzausschusses am 4. Dezember 
1948 lag ein gemeinsamer Antrag der C D U / C S U , des Zentrums und 
der DP (Antrag Nr. 321) vom 29. November 1948 vor, der dann auch 
Gegenstand der Beratungen in der 22. Sitzung des Hauptausschusses 
am 8. Dezember 1948 war 9 7. Der in dem Antrag formulierte Kirchenarti-
kel, dessen Standort im Grundgesetz zunächst noch offen blieb, lautete 
in den ersten beiden Absätzen: 
(1) Die Kirchen werden in ihrer Bedeutung für die Wahrung und Festigung der 
religiösen und sittlichen Grundlage des menschlichen Lebens anerkannt. Es 
besteht keine Staatskirche. 
(2) Die Kirchen und Religionsgesellschaften ordnen ihre Angelegenheiten selb-
ständig aus eigenem Recht. Sie haben das Recht, ihre Ämter ohne Mitwirkung 
des Staates und der politischen Gemeinden zu verleihen und zu entziehen." 
Die Absätze 3 bis 6 behandelten die Körperschaftsrechte, das Besteue-
rungsrecht, den Schutz des Eigentums und anderer Rechte, die Staats-
leistungen und die Gemeinnützigkeit der Wohlfahrts- und Erziehungs-
einrichtungen. In Absatz 7 hieß es: „Die am 1. Januar 1945 bestehenden 
Verträge mit den Kirchen bleiben in Kraft, bis sie durch neue, von den 
Ländern abzuschließende Vereinbarungen abgelöst sind." Die Diskus-
95 Die Bischöfe erneuerten mit der Rechtsverwahrung gegen einzelne Artikel 
des Grundgesetzes vom 9. Januar 1950 ihre Erklärung von 1919 und wandten 
sich außerdem gegen die ungenügende Beachtung des religiösen Elternrechts und 
die „Bremer Klausel" in Art. 141 GG (Mikat, Verfassungsziele [Anm. 70], S. 56 f. 
mit Anm. 73). 
96 Ein Antrag der DP vom 19.11.1948 betonte die Eigenständigkeit der Ki r -
chen und postulierte einen besonderen Schutz der Kirchen „in ihrer Bedeutung 
für die Bewahrung und Festigung der religiösen und sittlichen Grundlagen des 
menschlichen und staatlichen Lebens". 
97 Parlamentarischer Rat, Verhandlungen des Hauptausschusses. Bonn 1948/ 
49, S. 255 ff. 
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sion über den Antrag verlief im wesentlichen in denselben Bahnen wie 
die Debatte in den beiden vorangegangenen Sitzungen des Grundsatz-
ausschusses, griff aber auf Seiten der Gegner des Antrags neben dem 
allgemeinen Gesichtspunkt, daß die Regelung des Verhältnisses zwi-
schen Staat und Kirche den Ländern vorzubehalten sei, auch eine Reihe 
von Einzelpunkten auf. Der Antrag verfiel mit 10 gegen 11 Stimmen 
(SPD, FDP, KPD) der Ablehnung. 
Im Verlauf der Auseinandersetzung hatte sich Heuss gegen Neurege-
lungen und selbst Neuformulierungen in dieser komplexen Materie 
gewandt, aber auch gesagt: „Wir sind der Meinung, daß die rechtliche 
Ordnung, wie sie in der Weimarer Verfassung geschaffen wurde, auch 
in unserem Grundgesetz seinen Niederschlag finden soll." Süsterhenn 
griff diese Initiative der FDP sogleich nach Ablehnung des Antrags für 
einen neuen Kirchenartikel auf und beantragte nunmehr die Einfügung 
folgender Vorschrift (zunächst als Art. 139 cc): 
„Die Bestimmungen der Artikel 137, 138 Absatz 2, 139 und 141 der Deutschen 
Verfassung vom 11. August 1919 werden aufrechterhalten. 
Die am 8. Mai 1945 bestehenden Verträge mit den Kirchen bleiben in Kraft, 
bis sie durch neue von den Ländern abzuschließende Verträge ersetzt werden." 
Der neue Antrag löste eine kontroverse Debatte zu der Frage der 
Fortgeltung des Reichskonkordats aus, deren ausdrücklicher Anerken-
nung sich auch die FDP widersetzte. Der Absatz 1 des Antrags wurde 
mit 12 gegen 9 Stimmen angenommen, der Absatz 2 dagegen mit 11 
gegen 10 Stimmen abgelehnt. Absatz 2 wurde dann auf Antrag von 
Heuss mit 11 gegen 8 Stimmen in folgender Fassung angenommen: 
(2) Die am 8. Mai 1945 bestehenden Verträge zwischen den Ländern und den 
Kirchen bleiben in Kraft, bis sie durch neue von den Ländern abzuschließende 
Verträge ersetzt werden."9 8 
Vor der zweiten Lesung im Hauptausschuß befaßten sich der Allge-
meine Redaktionsausschuß und der Organisationsausschuß mit dem am 
8. Dezember 1948 formulierten Artikel. Die an sich irreguläre Inkorpo-
ration von Vorschriften einer nicht mehr geltenden Verfassung erschien 
letztlich als hinnehmbar, weil der Artikel in die Übergangsvorschriften 
aufzunehmen sei. Die zweite Lesung in der 39. Sitzung am 14. Januar 
1919 und der 46. Sitzung am 20. Januar 1919, in der insbesondere Zinn 
mit ausführlicher Argumentation für die Streichung des Artikels (jetzt 
Art. 138 c-5) eintrat, endete ohne sachliche Beschlußfassung mit der 
Zurückverweisung an den Grundsatzausschuß 9 9 . Zinn verknüpfte den 
98 Die Frage der Fortgeltung des Reichskonkordats wurde später der Regelung 
in Art. 123 Abs. 2 GG zugewiesen, blieb also offen, bis sie durch BVerfGE 6, 309 
ihre Lösung fand. — Näheres bei Sörgel, Konsensus (Anm. 94), S. 184 ff. 
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kirchenpolitischen Streitpunkt mit der grundsätzlichen Frage der ge-
sellschaftspolitischen Ausgewogenheit des Grundgesetzes: Der Kirchen-
artikel enthalte „einseitig verfassungsrechtliche Privilegien für Kirchen 
und ähnliche Gemeinschaften, während alle von der Weimarer Verfas-
sung auf dem Gebiete der Wirtschafts- und Sozialordnung verfassungs-
rechtlich garantierten Rechte weggefallen seien". Es gelang dem Fün-
fer-Ausschuß (Schmid, Menzel, SPD; von Brentano, Kaufmann, CDU; 
Höpker-Aschoff, FDP), am 2. Februar 1949 für den Kirchenartikel (jetzt 
Art. 148 /1) im Rahmen einer mehrere Hauptstreitpunkte in einem 
„Paket" erledigenden Lösung eine für alle Seiten annehmbare Fassung 
zu finden. In die als fortgeltend zu übernehmenden Weimarer Kirchen-
artikel wurde auch Art. 138 Abs. 1 WRV (Ablösung der Staatsleistun-
gen) eingestellt und die Regelung über die Verträge mit den Kirchen 
wurde überhaupt gestrichen. Der Hauptausschuß folgte in seiner 51. 
Sitzung am 10. Februar 1949 in seiner dritten Lesung des Grundgesetzes 
diesem Vorschlag ohne weitere Debatte (gegen 2 Stimmen). Für die 
vierte Lesung schlug der Allgemeine Redaktionsausschuß vor, die Worte 
„. . . werden aufrechterhalten", zu ersetzen durch „. . . sind Bestandteil 
des Grundgesetzes", und außerdem den Art. 136 WRV in die Liste der 
zu inkorporierenden Vorschriften aufzunehmen. Der Art. 140 G G (noch 
als Art. 148 / 1) wurde daraufhin, diesem Vorschlag auf Antrag von Zinn 
folgend, in der 57. Sitzung des Hauptausschusses am 5. Mai 1949 
angenommen100. 
Der Abgeordnete Dr. von Brentano hat in seinem Schriftlichen Be-
richt über den Abschnitt XI „Übergangs- und Schlußbestimmungen" 1 0 1 
die Entstehungsgeschichte des Art. 140 G G nachgezeichnet und in den 
Grundgedanken erläutert. Er betont die im Grundrechtsteil sichtbare 
Abkehr von einem ausschließlich staatsbezogenen Denken, die auch für 
die Untersuchung der religions- und kirchenpolitischen Normen zu 
gelten habe; deren rechtlicher Gehalt könne sich heute erheblich anders 
darstellen, als er in der Zeit vor 1933 überwiegend aufgefaßt wurde. 
Beispielsweise schließe die Eigenständigkeit und Eigenwertigkeit der 
Kirchen, ungeachtet ihrer fortdauernden Eigenschaft als Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts, heute eine besondere Staatsaufsicht über 
99 Parlamentarischer Rat (Anm. 97), S. 482 ff., 599 ff. — Der Redaktionsaus-
schuß hatte inzwischen vorgeschlagen, Absatz 1 wie folgt zu fassen: „Die Bestim-
mungen . . . sind geltendes Bundesverfassungsrecht." Das fand keine Zustim-
mung. 
100 Parlamentarischer Rat (Anm. 97), S. 765. 
101 Parlamentarischer Rat, Bonn 1948/49. Schriftlicher Bericht zum Entwurf 
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland, Anlage zum stenogra-
phischen Bericht der 9. Sitzung des Parlamentarischen Rates am 6. Mai 1949, 
S. 61 (72 ff.) 
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die Kirchen aus. Weiter müsse die unbedingte Garantie der Religions-
freiheit in Art. 4 G G die Auslegung des Art. 136 und Art. 137 Abs. 3 
WRV im Sinne einer Verstärkung der Freiheit und Kirchenautonomie 
beeinflussen. „Die rechtliche Bedeutung und Tragweite der zu Bestand-
teilen dieses Grundgesetzes erklärten Artikel der Weimarer Verfassung 
ist nicht richtig zu ermessen, wenn ihre Auslegung primär aus dem 
Blickpunkt der früheren Reichsverfassung erfolgen oder ihre Betrach-
tung isoliert vorgenommen würde. Sinn und Zweck, wie sie den Bestim-
mungen heute richtigerweise zukommt, ergibt sich vielmehr nur aus der 
Tatsache ihrer Einbettung in das gesamte Wertsystem des Grundgeset-
zes, ihres Einbezogenseins in den Rahmen der Gesamtentscheidung, 
dessen Ausdruck das Grundgesetz ist." Diese Maxime hat Anerkennung 
gefunden und ist zum Prinzip der Praxis des Staatskirchenrechts gewor-
den 1 0 2. 
2. Staat und Kirche unter dem Grundgesetz 
Der in den ersten beiden Jahrzehnten nach Inkrafttreten des Grund-
gesetzes ausgetragene staatskirchenrechtliche Grundsatzstreit103, der 
sich hauptsächlich an überzogenen oder mißverständlichen Vorstellun-
gen einer „Koordination" von Staat und Kirchen entzündete, ging mit 
den kirchensteuerrechtlichen Entscheidungen des Bundesverfassungs-
gerichts vom Dezember 1965 und der Frankfurter Tagung der Staats-
rechtslehrervereinigung von 1967 in eine weniger von abstrakten Kon-
troversen bestimmte Anschauung über, die Aufgabe und Verantwortung 
des Staates für das Gemeinwohl und die öffentliche Ordnung akzeptier-
te und auf diesem Boden einen Ausgleich der weltlichen Ordnungsfunk-
tion des religiös-weltanschaulich neutralen Staates mit dem in der 
Religionsfreiheit begründeten, selbständigen Wirkungsfeld von Religion 
und Kirche suchte104. „Der Widerspruch gegenüber dem koordinations-
rechtlichen Überschwang der Nachkriegszeit war begründet" 1 0 5 . 
102 Siehe besonders BVerfGE 42, 312 (330 ff.) 
103 Siehe oben Anm. 13 und den Text. 
104 Ulrich Scheuner, Wandlungen im Staatskirchenrecht in der Bundesrepu-
blik Deutschland (1968), in: ders., Schriften (Anm. 1), S. 237; Listi, Religionsfrei-
heit (Anm. 11); Kästner, Die Entwicklung (Anm. 1), S. 239; Willi Geiger, Die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zum kirchlichen Selbstbestim-
mungsrecht, in: ZevKR 26 (1981), S. 156; Alexander Hollerbach, Das Staatskir-
chenrecht in der Rechtsprechung des Bundesverfassunsgerichts, in: AöR 92 
(1967), S. 99, und 106 (1981), S. 218; Axel Frhr. von Campenhausen, Die Kirchen 
unter dem Grundgesetz 1949-1989, in: Morsey / Repgen, Christen und Grundge-
setz (Anm. 70), S. 71; Hechel, „In Verantwortung vor Gott . . . " (Anm. 1); Her-
mann Weber, Das Staatskirchenrecht in der Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts, in: FS für Horst Sendler. München 1991, S. 553. 
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Das — seinerseits ausdrücklich in mehrere Schutzgarantien geglieder-
te — Grundrecht der Religionsfreiheit und die durch Art. 140 G G 
inkorporierten Kirchenartikel bilden einen einheitlich zu verstehenden 
Regelungszusammenhang. Als verfassungsrechtliche Hauptlinie des 
Schutzes von Religion und Weltanschauung ergibt sich dadurch, weiter-
gehend als nach der Weimarer Reichsverfassung, eine durchgehende 
Orientierung der staatskirchenrechtlichen Grundnormen der religiös-
weltanschaulichen Neutralität des Staates und der Kirchenautonomie106 
an der im individuellen Gewissen fundierten Würde des Menschen und 
freien Entfaltung der Persönlichkeit 1 0 7 . Dies darf jedoch nicht zu einer 
konturenlosen Einschmelzung der Kirchenartikel und des Staatskir-
chenrechts in ein nur individualistisch definiertes Freiheitsrecht führen. 
Die begriffliche Vereinfachung eines „Vorranges" des Grundrechts im 
Verhältnis zu den institutionellen Rechtsvorschriften108 darf nicht miß-
verstanden werden. Ebenso bedeutet die religiös-weltanschauliche Neu-
tralität des Staates nicht, daß dem Staat eine, auch finanzielle Förde-
rung von Religion und Religionsgesellschaften verboten w ä r e 1 0 9 oder 
daß der Staat alle Religionsgesellschaften schematisch gleich behandeln 
müsse 1 1 0 . 
Der Bedeutungswandel, den die inkorporierten Kirchenartikel der 
Weimarer Reichsverfassung dadurch erleiden, daß sie „mit dem Grund-
gesetz ein organisches Ganzes" bilden 1 1 1, führt dazu, daß die in Art. 4 
GG umfassend verbürgte Religionsfreiheit auch die religiöse und weit-
anschauliche Vereinigungsfreiheit einschließt und damit den normati-
ven Gewährleistungsgehalt des Art. 140 G G i. V. m. Art. 137 Abs. 2 
WRV mitumfaßt 1 1 2 . Die religiöse Vereinigungsfreiheit bleibt deshalb 
los Von Campenhausen, Die Kirchen unter dem Grundgesetz (Anm. 104), S. 74; 
auch v. Mangoldt / Klein / v. Campenhausen, Art. 140, Rdnr. 11. 
106 BVerfGE 18, 385 (386); 19, 206 (216); 42, 312 (331 ff.); 44, 37 (52). 
io? Siehe besonders BVerfGE 32, 98 (Gesundbeter); 33, 23 (Eid); 35, 366 (Kreuz 
im Gerichtssaal). 
108 Dazu Scheuner, Wandlungen (Anm. 104), S. 249 f. — Das Bundesverfas-
sungsgericht hat aus der verstärkten Tragweite des Grundrechts abgeleitet, daß 
Art. 136 WRV von Art. 4 Abs. 1 GG „überlagert" werde, so daß die Schranken 
der Religionsfreiheit sich allein aus Art. 4 GG ergeben (BVerfGE 33, 23 [30 f.]; 
44, 37 [49 f.]). 
109 BVerfGE 44, 37 (56 f.). 
no BVerfGE 19, 1 (8). 
m BVerfGE 53, 366 (400). 
112 BVerfGE 19, 129 (132); 83, 341 (354 f.); BVerwGE 61, 152. — Da die 
Religionsfreiheit unter dem immanenten Vorbehalt der Grundreche Dritter und 
sonstiger verfassungsrechtlich anerkannter Güter steht, kann Art. 9 Abs. 2 GG 
auf Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften entsprechend angewandt 
werden. Eine unmittelbare, wenn auch religionsrechtlich modifizierte Anwen-
dung, wie sie offenbar in BVerwGE 37, 344 (Bund für Gotterkenntnis) zugelassen 
16 Handbuch, 2. A. 
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auch nicht auf Religionsgesellschaften beschränkt; sie steht auch reli-
giösen Gesellschaften und Vereinen zu, die sich nicht die allseitige, 
sondern nur die partielle Pflege des religiösen Lebens ihrer Mitglieder 
zum Ziel gesetzt haben, und ebenso Untergliederungen und Einrichtun-
gen der Religionsgesellschaften113. Während sich im Fall der Vereini-
gungsfreiheit des Art. 137 Abs. 2 WRV eine „Überlagerung" — und 
Erweiterung — des Schutzgehalts durch Art. 4 G G ergibt, behauptet die 
Kirchenautonomie gegenüber dem Grundrecht eine relative Selbstän-
digkeit. Es tritt allerdings eine Neubestimmung des Schranken Vorbe-
halts ein, dem das religionsgesellschaftliche Selbstbestimmungsrecht 
unterworfen ist (Art. 137 Abs. 3 WRV) 1 1 4 . 
Die überwirkende Gestaltungskraft der Religionsfreiheit für die 
staatskirchenrechtlichen Grundsätze, im besonderen für das Tren-
nungsprinzip und die Kirchenautonomie vermittelt auch, daß das 
Grundrecht das freie und selbstbestimmte Wirken der Kirchen im öf-
fentlichen Leben der staatlichen Gemeinschaft garantiert und schützt. 
Das Trennungsprinzip läßt sich demzufolge nicht als „Kampfbegriff" 
entfalten und der Bereich der kirchlichen Autonomie nicht allein gegen-
ständlich, nach Sachgebieten, von dem der staatlichen Ordnungsaufga-
be offenen Verantwortungsfeld abgrenzen. „Die Kirchen . . . verstehen 
die Lösung vom Staat als Befreiung von Abhängigkeit, erkennen die 
Unentbehrlichkeit der staatlichen Ordnung und Autorität für die Ge-
sellschaft an, beanspruchen ihre Unabhängigkeit bei der Erfüllung ihres 
geistlich-religiösen Auftrags, der nach ihrem Verständnis nicht nur das 
Jenseits betrifft, sondern auch ein Auftrag in dieser Welt ist. Für Staat 
und Kirche, die sich für dieselben Menschen, für dieselbe Gesellschaft 
verantwortlich fühlen, entsteht damit die Notwendigkeit verständiger 
Kooperation"115. Verschieden sind die weltliche Kompetenz und Aufga-
be hier, die geistliche Kompetenz und Aufgabe dort, so daß die hier und 
dort geltenden — und verschiedenen — Maßstäbe beim Zusammentref-
fen beider Seiten auf demselben Feld das staatskirchenrechtliche Krite-
rium abgeben können 1 1 6 . Dies ist zu beachten, soweit der Staat bei der 
wird, stößt auf das konstruktive Bedenken, daß das speziellere Grundrecht der 
Religionsfreiheit einschlägig ist (Joseph Listi, Verbots- und Auflösungsmöglich-
keit von Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften bei verfassungsfeindli-
cher politischer Betätigung, in: DÖV 1973, 181; Thomas Würtenberger, Zur 
Interpretation von Art. 4, 9 und 140 GG i . V. m. Art. 137 WRV, in: ZevKR 18 
[1973], S. 67). 
us BVerfGE 24, 236 (246 f.); 53, 366 (387 f.). — Christian Schleithoff, Inner-
kirchliche Gruppen als Träger der verfassungsmäßigen Rechte der Kirchen. Diss. 
München 1992. 
114 Dazu unten unter B II 3. 
us BVerfGE 42, 312 (331). — Siehe oben unter A II 3. 
§ 6 Staatskirchenrecht als Gegenstand des Verfassungsrechts 243 
Festlegung der Reichweite seiner Verfassungsgarantien das „Selbstver-
ständnis" der Kirchen in Rechnung zu stellen hat. 
3. Kirchenautonomie und Religionsfreiheit 
Die Religionsgesellschaften, denen der Staat zugesteht und garantiert, 
ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken des für alle 
geltenden Gesetzes zu ordnen und zu verwalten (Art. 140 G G i. V. m. 
Art. 137 Abs. 3 WRV), verkörpern die gemeinschaftliche Ausübung einer 
Religion in einer frei gewählten Organisation, eine Handlungsweise, die 
zugleich unter dem Schutz des Grundrechts der Religionsfreiheit (Art. 4 
Abs. 1 und 2 GG) steht117. Dennoch geht die staatskirchenrechtliche 
Kirchenautonomie nicht in dem Grundrecht auf. Sie erweist sich viel-
mehr „als notwendige, wenngleich rechtlich selbständige Gewährlei-
stung, die der Freiheit des religiösen Lebens und Wirkens der Kirchen 
und Religionsgemeinschaften die zur Wahrnehmung dieser Aufgaben 
unerläßliche Freiheit der Bestimmung über Organisation, Normsetzung 
und Verwaltung hinzufügt" 1 1 8 . Die Kirchenautonomie steht der Kirche 
für ihre körperschaftliche Organisation und ihre Ämter sowie für die 
kirchlichen Einrichtungen und Untergliederungen zu, mit denen sie 
ihren selbstbestimmten Auftrag religiösen Wirkens erfül l t 1 1 9 . 
Durch die verfassungsrechtliche Kirchenautonomie erkennt der Staat 
an, daß die Religionsgesellschaften bei der Ordnung und Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten selbständig aufgrund eigenen Rechts handeln und 
eine selbstbestimmte kirchliche Gewalt ausüben. Diese zum geistlichen 
Wesen der Kirche gehörenden „innerkirchlichen" Handlungen, die den 
Schutz der Religionsfreiheit genießen, folgen nicht dem staatlichen 
Recht und unterliegen nicht der staatlichen Gerichtsbarkeit120, es sei 
ne Heckel, „In Verantwortung vor Gott . . . " (Anm. 1), S. 17. 
117 BVerfGE 83, 341 (Bahâ'i) mißt die Anwendung vereinsrechtlicher Anforde-
rungen an die Ausübung der Vereinsautonomie an Art. 4 Abs. 1 und 2 GG. L G 
Oldenburg (JZ 1992, S. 250) sieht demgegenüber in einem vergleichbaren Fall 
den einschlägigen Maßstab in der Kirchenautonomie. — Werner Flume, Vereins-
autonomie und kirchliche oder religiöse Vereinigungsfreiheit und das Vereins-
recht, in: JZ 1992, S. 238. 
us BVerfGE 53, 366 (401); 55, 220 (244). Die Formulierung knüpft an die 
Auslegung von Konrad Hesse (Das Selbstbestimmungsrecht der Kirchen und 
Religionsgemeinschaften, in: HdbStKirchR 1 I, S. 414) an. 
119 BVerfGE 46, 73 (86 f.) (Kirchenstiftung Goch); siehe Art. 138 Abs. 2 WRV. 
120 BVerfGE 18, 385 (Kirchenorganisation); BVerfG, in: NJW 1983, S. 2569, 
und NVwZ 1989, S. 452 (kirchliche Ämterhoheit); Karl-Hermann Kästner, Staat-
liche Justizhoheit und religiöse Freiheit, Tübingen 1991; Martin Heckel, Die 
staatliche Gerichtsbarkeit in Sachen der Religionsgesellschaften, in: FS für Peter 
Lerche. München 1993, S. 213. — Die Kirchen üben in ihren eigenen Angelegen-
16* 
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denn, sie hätten — wie z. B. das liturgische Glockenläuten 1 2 1 — Auswir-
kungen in den Rechtsbeziehungen der staatlichen Gemeinschaft oder sie 
hätten Beeinträchtigungen der Grundrechte Dritter oder anderer ver-
fassungsrechtlich anerkannter Rechtsgüter zur Folge. Mit derartigen 
Auswirkungen ihres religiösen Wirkens bleiben die Religionsgesell-
schaften nicht mehr „innerhalb der Schranken des für alle geltenden 
Gesetzes". Dies bezeichnet zugleich die Reichweite des dem Staat 
offenen Bereichs gesetzlicher Regelung der religiösen Betätigung von 
Religionsgesellschaften. Soweit die religionsgesellschaftliche Autono-
mieausübung durch ihre Auswirkungen den Normen des staatlichen 
Rechts — z. B. den Rechtsvorschriften des Arbeitsrechts — unterliegt, 
sind diese nicht schlechthin eine Schranke für die geschützte Regelungs-
und Verwaltungsbefugnis. Vielmehr ist der „Wechselwirkung von Kir-
chenfreiheit und Schrankenzweck" durch entsprechende Güterabwä-
gung Rechnung zu tragen und ist dabei dem Eigenverständnis der 
Kirchen, soweit es durch den Schutzzweck der Religionsfreiheit gesi-
chert werden soll, Geltung zu verschaffen122. Ebenso bestimmt sich der 
Schutzgehalt der Kirchenautonomie, wenn der Staat durch Regelungen 
oder Entscheidungen das kirchliche Selbstbestimmungsrecht tangiert. 
Die Bedeutung des Art. 140 G G i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV geht damit 
weit über das Verbot von Sondergesetzen zu Lasten der Religionsgesell-
schaften hinaus. 
In welchen Fällen die Auswirkungen religionsgesellschaftlicher 
Selbstbestimmung in den Rechtsbeziehungen der staatlichen Gemein-
schaft so erheblich sind, daß sie den „innerkirchlichen" Bereich verlas-
sen, und nach welchen Kriterien es zu beurteilen ist, ob ein staatliches 
Gesetz kraft der Kirchenautonomie für die Kirche keine Schranke ihres 
Handelns bilden kann, ist vielfach nicht ohne weiteres greifbar. Das 
Bundesverfassungsgericht hat als Faustregel die Formel verwendet, daß 
zu den für alle geltenden Gesetzen nur solche Gesetze zu rechnen seien, 
die für die Kirche dieselbe Bedeutung haben „wie für den Jedermann": 
„Trifft das Gesetz die Kirche nicht wie den Jedermann, sondern in ihrer 
Besonderheit als Kirche härter, ihr Selbstverständnis, insbesondere 
ihren geistig-religiösen Auftrag beschränkend, also anders als den nor-
heiten keine öffentliche Gewalt aus und sind daher nicht an die Grundrechte des 
staatlichen Verfassungsrechts gebunden. Aus demselben Grund können ihnen 
auch nicht entgegen ihrer selbstbestimmten Entscheidung Strukturprinzipien des 
staatlichen demokratischen Gemeinschaftslebens aufgezwungen werden (LG Ol-
denburg, in: JZ 1992, S. 250). 
121 BVerwGE 68, 62. 
122 BVerfGE 42, 312 (330 ff.); 53, 366 (401); 66, 1 (22); 70, 138 (167); 72, 278 
(289). — Christoph Link / Heinrich de Wall, Parlamentarisches Untersuchungs-
recht und Kirchenfreiheit, in: JZ 1992, S. 1152. 
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malen Adressaten, dann bildet es insoweit keine Schranke"123. Diese 
Formel kann die Güterabwägung in den Fällen, in denen die Kirche 
außerhalb des rein „innerkirchlichen" Bereichs betroffen ist oder aber 
der Staat durch seine Regelung oder Maßnahme seiner grundrechtlichen 
Schutzpflicht oder sonstigen verfassungsrechtlichen Garantiepflicht 
nachkommt, nicht entbehrlichen machen124. In den Problemberei-
chen 1 2 5, bei denen die ihre eigenen Angelegenheiten — also nicht nur 
res mixtae oder staatlich verliehene Befugnisse — erledigende Reli-
gionsgesellschaft Rechtsgüter oder Rechtsbeziehungen staatlicher Ord-
nungsfunktion und Verantwortung berührt, muß sie die Schranke der 
zwingenden Erfordernisse des friedlichen, freien, gerechten und geord-
neten Zusammenlebens in der Rechtsgemeinschaft des religiös-weltan-
schaulich neutralen Staates beachten126. 
C. Das Staatskirchenrecht im Bundesstaat 
I. Die deutschen Landesverfassungen 
1. Verfassunggebung vor 1949 
Die Verfassungen Bayerns, Bremens, Hessens, von Rheinland-Pfalz 
und des Saarlandes haben, in mehr oder weniger enger Anlehnung an 
die Weimarer Kirchenartikel, besondere Abschnitte über Religion und 
Religionsgemeinschaften, Kirchen und Religionsgesellschaften aufge-
nommen. Hessen und Bremen zeigen eine stärkere Betonung des Tren-
nungsprinzips, in Rheinland-Pfalz und Bayern kommen die Verfas-
sungsziele der christlichen Kirchen deutlicher zur Geltung. Ein voll-
ständiges Bild des landesverfassungsrechtlichen Staatskirchenrechts 
kann nur gewonnen werden, wenn auch die Bestimmungen über Erzie-
hung, Schule, Religionsunterricht und Hochschule berücksichtigt wer-
den 1 2 7. 
123 BVerfGE 42, 312 (334); 66, 1 (20). — Siehe dazu die Kritik von H. Weber, 
Probleme (Anm. 47), S. 2552. 
124 Paul Mikat, Kirche und Staat (Anm. 1), Sp. 495 f. unter Bezugnahme auf 
BVerfGE 53, 366 (401). Diese Entscheidung kritisiert Geiger, Die Rechtsprechung 
(Anm. 104), S. 168 ff. 
125 v. Mangoldt/Klein/v. Campenhausen, Art. 140/Art. 137 WRV, Rdnrn. 
43 ff., gibt eine detaillierte Darstellung der für die großen christlichen Kirchen 
auftretenden Problemgruppen. 
126 v. Mangoldt / Klein / v. Campenhausen, Art. 140 GG / Art. 137 WRV, Rdnrn. 
125, 132 f. 
127 u/. Weber / Peters, Die Gegenwartslage (Anm. 13), S. 153, 177; Schlief, Die 
Entwicklung (Anm. 2), S. 118 ff.; Bengt Beutler, Das Staatsbild in den Länder-
verfassungen nach 1949, Berlin 1973; Hollerbach, Die verfassungsrechtlichen 
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Die Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen vom 21. Oktober 
1947 stellt an die Spitze ihres Abschnitts über die Kirchen und Reli-
gionsgesellschaften128 den strengen Satz: „Die Kirchen und Religionsge-
sellschaften sind vom Staate getrennt" (Art. 59 Abs. 1), übernimmt aber 
gleichwohl den öffentlich-rechtlichen Körperschaftsstatus. Dem für das 
Schulwesen ausdrücklich hervorgehobenen „Grundsatz der Duldsam-
keit" (Art. 33 S. 1) korrespondiert die Regelung, daß die allgemeinbil-
denden öffentlichen Schulen Gemeinschaftschulen sind „mit bekennt-
nismäßig nicht gebundenem Unterricht in Biblischer Geschichte auf 
allgemein christlicher Grundlage" (Art. 32 Abs. 1); dies ist Anlaß der 
clausula Bremensis des Art. 141 GG. Die Verfassung des Landes Hessen 
vom 1. Dezember 1946 zeigt darin eine Besonderheit, daß es ausdrück-
lich als Aufgabe von Gesetz oder Vereinbarung bezeichnet wird, die 
staatlichen und kirchlichen Bereiche klar gegeneinander abzugrenzen, 
und daß es den Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaf-
ten, wie dem Staat, in einer unklaren und schiefen Formulierung des 
Trennungsprinzips geboten wird, sich „jeder Einmischung in die Ange-
legenheiten des anderen Teiles zu enthalten" (Art. 50)129. 
Die Verfassung des Freistaates Bayern vom 2. Dezember 1947 folgt in 
den kirchenpolitischen Grundnormen ihres verhältnismäßig detaillier-
ten Abschnitts über Religion und Religionsgemeinschaften130 dem Wei-
marer Vorbild. Der Kirchenautonomie ist der Satz vorangestellt: „Kir-
chen und anerkannte Religionsgemeinschaften sowie solche weltan-
schauliche Gemeinschaften, deren Bestrebungen den allgemein gelten-
den Gesetzen nicht widersprechen, sind von staatlicher Bevormundung 
frei" (Art. 142 Abs. 3 S. 1). Die Verfassung für Rheinland-Pfalz vom 18. 
Mai 1947 bekräftigt die Freiheit der Kirchen und Religionsgemeinschaf-
ten und gibt überdies den Kirchen und ihrem selbstgestellten Öffent-
lichkeitsauftrag seine herausgehobene Stellung: „Die Kirchen sind an-
Grundlagen (Anm. 42), S. 230 ff.; ders., Kirche und Staat, in: StL 7 III, Sp. 497 ff.; 
ders., Grundlagen (Anm. 1), S. 489 ff. 
128 Hartwin Meyer-Arndt, Kirchen und Religionsgemeinschaften, in: Volker 
Kröning u. a. (Hrsg.), Handbuch der Bremischen Verfassung. Baden-Baden 1991, 
S. 254. 
129 Michael Stolleis, Staatskirchenrecht, in: Hans Meyer / Michael Stolleis 
(Hrsg.), Hessisches Staats- und Verwaltungsrecht. 2. Aufl., Frankfurt am Main 
1986, S. 458; Erwin Stein und Hanns Engelhardt, Erl . zu Art. 48 bis 54 (1990), 
in: Georg August Zinn / Erwin Stein, Verfassung des Landes Hessen, Bad Hom-
burg v. d. H. 1963 ff. 
130 Siehe die Erläuterungen zu Art. 142 bis 150 Bay Verf.: Hans Nawiasky / 
Claus Leusser, Die Verfassung des Freistaates Bayern. München, Berlin 1948; 
Axel Frhr. von Campenhausen / Franz-Georg von Busse, Erl . zu Art. 142 bis 150 
(1976), in: Hans Nawiasky / Karl Schweiger / Franz Knöpfle, Die Verfassung des 
Freistaates Bayern. 2. Aufl., München 1993; Theodor Meder, Die Verfassung des 
Freistaates Bayern. 4. Aufl., Stuttgart, München, Hannover, Berlin 1992. 
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erkannte Einrichtungen für die Wahrung und Festigung der religiösen 
und sittlichen Grundlagen des menschlichen Lebens" (Art. 41)131. 
2. Landesverfassungen nach dem Inkrafttreten des Grundgesetzes 
Die Landessatzung für Schleswig-Holstein vom 13. Dezember 1949, 
nach einer Verfassungsrevision jetzt als Verfassung des Landes Schles-
wig-Holstein in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juni 1990 
geltend, die Niedersächsische Verfassung vom 19. Mai 1993, wie zuvor 
die Vorläufige Niedersächsische Verfassung vom 13. April 1951, und die 
Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg vom 6. Juni 1952 
beschränken sich im wesentlichen auf ein Organisationsstatut und 
verzichten demgemäß auf eigene Regelungen des Staatskirchenrechts. 
Die Verfassung von Berlin vom 1. September 1950 enthält einen Grund-
rechtskatalog einschließlich der Gewährleistung ungestörter Religions-
ausübung (Art. 20 Abs. 1), jedoch keine staatskirchenrechtlichen Vor-
schriften. 
Demgegenüber haben die Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen 
vom 28. Juni 1950 (Art. 22)132 und die Verfassung des Landes Baden-
Württemberg vom 11. November 1953 (Art. 5) 1 3 3 die Bestimmung des 
Art. 140 G G und damit die Weimarer Kirchenartikel ausdrücklich zum 
Bestandteil der Landesverfassung erklärt und so inhaltlich als Landes-
verfassungsrecht rezipiert, daneben aber einige weitere staatskirchen-
rechtliche Vorschriften aufgenommen. In beiden Verfassungen wird die 
Fortgeltung der auf das Staatsgebiet dieser neu gebildeten Länder 
bezogenen Kirchenverträge anerkannt. Baden-Württemberg spricht 
Kirchenfreiheit und Öffentlichkeitsauftrag besonders aus (Art. 4): „(1) 
Die Kirchen und die anerkannten Religions- und Weltanschauungsge-
meinschaften entfalten sich in der Erfüllung ihrer religiösen Aufgaben 
frei von staatlichen Eingriffen. (2) Ihre Bedeutung für die Bewahrung 
131 Adolf Süsterhenn / Hans Schäfer, Kommentar zur Verfassung für Rhein-
land-Pfalz. Koblenz 1950, S. 186 ff.; Fritz Duppré, in: Franz Mayer/Carl Her-
mann Ule, Staats- und Verwaltungsrecht in Rheinland-Pfalz. Stuttgart 1969, 
S. 75 ff. 
132 Klaus Schiaich, Staatskirchenrecht, in: Dieter Grimm / Hans-Jürgen Papier 
(Hrsg.), Nordrhein-westfälisches Staats- und Verwaltungsrecht. Frankfurt am 
Main 1986, S. 704; Martin Winkelmann, Das Verhältnis der religionsrechtlichen 
Bestimmungen der nordrhein-westfälischen Landesverfassung zu den Regelun-
gen des Grundgesetzes, in: DVB1. 1991, S. 791. 
133 Klaus Braun, Kommentar zur Verfassung des Landes Baden-Württemberg. 
Stuttgart, München, Hannover 1984, Erläuterungen zu Art. 4 bis 10; Martin 
Heckel, Staatskirchenrecht, in: Hartmut Maurer / Reinhard Hendler (Hrsg.), Ba-
den-Württembergisches Staats- und Verwaltungsrecht. Frankfurt am Main 1990, 
S. 580. 
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und Festigung der religiösen und sittlichen Grundlagen des menschli-
chen Lebens wird anerkannt." 
3. Landesverfassungen nach der Wiedervereinigung Deutschlands 
Den erstgewählten Landtagen der mit Wirkung vom 3. Oktober 1990 
auf dem Gebiet der ehemaligen DDR gebildeten Länder obliegt zugleich 
die Aufgabe einer verfassunggebenden Landesversammlung134. Auf die-
ser organisatorischen Grundlage ist eine vielfältige Bewegung neuer 
Verfassunggebungen in Gang gekommen, die sich nicht zuletzt durch 
einen großen Gestaltungsreichtum materieller Verfassungsnormen über 
Grundrechte, Staatsaufgaben und politische Ziele auszeichnet135. Die 
Regelungen der neuen Verfassungen über Religion und Kirche bleiben 
jedoch auf der Linie, die durch das Grundgesetz und die anderen 
Landesverfassungen vorgezeichnet ist, soweit nicht — wie in Sachsen-
Anhalt und in Sachsen — die auch in Art. 140 GG aufgezählten Weima-
rer Kirchenartikel zum Bestandteil des Landesverfassungsrechts erho-
ben und nur ergänzende Bestimmungen aufgenommen werden. 
Die Verfassung des Freistaates Sachsen vom 27. Mai 1992 
(Art. 109)136, die Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt vom 16. Juli 
1992 (Art. 32) und die Verfassung des Landes Brandenburg vom 20. 
August 1992 (Art. 36 Abs. 3) 1 3 7 erkennen — mit unterschiedlichen Wen-
134 Siehe § 23 Abs. 2 Ländereinführungsgesetz vom 22. Juli 1990 (GBl. I Nr. 51 
S. 955) und EVertr., Anlage II, Kap. II, Sachgebiet A, Abschn. II (BGBl. 1990 II 
S. 1150). 
135 Peter Häberle, Der Entwurf der Arbeitsgruppe „Neue Verfassung der DDR" 
des Runden Tisches (1990), Textanhänge III bis VII, in: JöR 39 (1990), S. 387 ff.; 
ders., Das Problem des Kulturstaates im Prozeß der deutschen Einigung — 
Defizite, Versäumnisse, Chancen, Aufgaben, in: JöR 40 (1991 / 92), S. 291; ders., 
Die Verfassungsbewegung in den fünf neuen Bundesländern, in: JöR 41 (1993), 
S. 69; Klaus Vogelsang, Die Verfassungsentwicklung in den neuen Bundeslän-
dern, in: DÖV 1991, S. 1045; Johannes Dietlein, Die Grundrechte in den Verfas-
sungen der neuen Bundesländer, München 1993; ders., Landesgrundrechte im 
Bundesstaat, in: JURA 1994, S. 57; Konrad Hesse, Der Beitrag der Verfassungen 
in den neuen Bundesländern zur Verfassungsentwicklung in Deutschland, in: 
KritVj. 1993, S. 7; Michael Sachs, Die Landesverfassung im Rahmen der bundes-
staatlichen Rechts- und Verfassungsordnung, in: ThürVBl. 1993, S. 121; Ute 
Sacksofsky, Landesverfassungen und Grundgesetz — am Beispiel der Verfassun-
gen der neuen Bundesländer, in: NVwZ 1993, S. 235. 
136 Hans von Mangoldt, Die Verfassung des Freistaates Sachsen — Entstehung 
und Gestalt, in: SächsVBl. 1993, S. 25; Christoph Degenhart, Grundzüge der 
neuen sächsischen Verfassung, in: Landes- und Kommunalverwaltung 1993, 
S. 33. 
137 Michael Sachs, Bericht zur Verfassung des Landes Brandenburg, in: Klaus 
Stern (Hrsg.), Deutsche Wiedervereinigung, Bd. II, T. 2. Köln, Berlin, Bonn, 
München 1992, S. 3; ders., Zur Verfassung des Landes Brandenburg, in: Landes-
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düngen — den Öffentlichkeitsauftrag der Kirchen, Religions- und Welt-
anschauungsgemeinschaften an und bekräftigen zugleich den Tren-
nungsgrundsatz . 
Die (vorläufige) Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
vom 23. Mai 1993 begnügt sich im wesentlichen mit einer Übernahme 
der Weimarer Kirchenartikel (Art. 9)138. Die Verfassung des Freistaates 
Thüringen vom 25. Oktober 1993139 bleibt in dem Spektrum der Verfas-
sungen der anderen neuen Bundesländer (Art. 39 bis 41). 
IL Zulässigkeit und Notwendigkeit staatskirchenrechtlicher Garantien 
und Grundsätze in der Bundesverfassung 
Die Weimarer Nationalversammlung entschied sich dafür, die Grund-
linien des für Deutschland maßgebenden kirchenpolitischen Systems in 
der Reichsverfassung festzulegen und damit der Stellung und den Rech-
ten der Kirchen eine Garantie zu verschaffen, die für die Länder 
bindend war 1 4 0. Das Grundgesetz hat erneut diese grundlegende verfas-
sungspolitische Entscheidung getroffen, die den Ländern die Gesetzge-
bungs- und Vertragsschließungsgewalt auf dem Gebiet des Staatskir-
chenrechts zuweist, aber die wesentlichen Elemente des kirchenpoliti-
schen Systems durch die vorrangige Bundesverfassung vorwegnimmt. 
Durch Art. 140 GG sind die Länder gehindert, die Kirchen in ihrer 
Freiheit stärker zu beschränken, als es nach Bundesverfassungsrecht 
zulässig ist1 4 1. Der Bund hat, anders als das Reich unter der Weimarer 
Reichsverfassung, keine allgemeine Gesetzgebungskommpetenz in den 
Materien des Staatskirchenrechts. Zufolge der Garantien des Art. 4 
Abs. 1 und Abs. 2 und des Art. 140 G G hat der Bund aber durch das 
Bundesverfassungsgericht die Möglichkeit, den Inhalt des Staatskir-
chenrechts weitgehend zu bestimmen. Wie im Fall des Rundfunkrechts 
und Kommunal Verwaltung 1993, S. 241; Helmut Simon, Wegweisendes Verfas-
sungsmodell aus Brandenburg, in: Neue Justiz 45 (1991), S. 427. 
138 Art. 9 der Verfassung enthält außerdem eine Klausel über die Möglichkeit, 
„Fragen von gemeinsamen Belangen" durch Vertrag zu regeln (Abs. 2), sowie eine 
Gewährleistung der theologischen Fakultäten (Abs. 3). — Siehe den Zwischenbe-
richt der Verfassungskommission vom 30.4.1992 (LT-Drucks. 1/2000), mit dem 
der Entwurf der Verfassung vorgelegt wurde. 
139 Haberle, Das Problem (Anm. 135), S. 459 ff.; ders., Verfassungsbewegung 
(Anm. 135), S. 260 ff. — Christian Starck, Verfassunggebung in Thüringen, in: 
ThürVBl. 1992, S. 10; GVB1. für das Land Thüringen 1993, S. 625-638; ThürVBl. 
Sonderheft 1993, B 1 ff.: Verfassung des Freistaates Thüringen. 
H O Giese, Staat und Kirche (Anm. 69), S. 251; E. R. Huber, Deutsche Verfas-
sungsgeschichte, Bd. VI (Anm. 69), S. 908. — Siehe oben unter B I 1. 
H I BVerfGE 42, 312 (324); Hollerbach, Die verfassungsrechtlichen Grundlagen 
(Anm. 42), S. 247 ff. 
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ist es auch hier in die Hand des Bundesverfassungsgerichts gelegt, eine 
der Bundesgesetzgebung entzogene Materie entsprechend den Festle-
gungen des Bundesverfassungsrechts im einzelnen auszugestalten und 
damit die Länder in ihrer Kirchenpolitik zu binden. Auch durch Kon-
kordate und Kirchenverträge können die zwingenden Garantienormen 
des Grundgesetzes nicht beschränkt oder abbedungen werden. 
Landesverfassungsrecht, das in Abweichung vom Grundgesetz das 
Verhältnis des States zu den Kirchen regelt, ist gültig, aber unanwend-
bar (Art. 31 GG) 1 4 2 . Die staatskirchenrechtlichen Regelungen der Lan-
desverfassung bleiben insoweit anwendbares Landesrecht, als sie als 
nähere Ausführung des Bundesverfassungsrechts angesehen werden 
können. Soweit durch Art. 4 Abs. 1 und 2 und Art. 140 G G hier eine 
abschließende Regelung getroffen worden ist, entfällt — unbeschadet 
der Aufrechterhaltung grundrechtlicher Garantien gemäß Art. 142 G G 
— eine Entscheidungsvollmacht der Länder. Für die Kirchen liegt darin 
die letztlich ausschlaggebende Garantie ihrer Stellung im weltlichen 
Rechtssystem. 
Der religions- und kirchenpolitische Ausgleich, der im Weimarer 
Kompromiß gefunden worden war und der mit der Inkorporation der 
Weimarer Kirchenartikel in das Grundgesetz fortgebildet worden ist, ist 
nicht unangefochten143. Bestrebungen einer grundsätzlichen Neuord-
nung des Staatskirchenrechts im Sinn eines Abbaus der institutionellen 
Sonderstellung der Kirchen und sonstigen Religionsgemeinschaften, 
also letztlich der Reduktion auf das Grundrecht, haben im Zuge der 
Wiedervereinigung Deutschlands144 neue Nahrung erhalten. Die auf-
grund der Empfehlungen des Art. 5 Einigungsvertrag von Bundestag 
und Bundesrat eingesetzte Gemeinsame Verfassungskommission hat 
sich mit dem „geltenden Staatskirchenrecht im Umfeld zu Art. 140 GG" 
befaßt, von einer Empfehlung aber Abstand genommen145. Ein Antrag 
zur Änderung staatskirchenrechtlicher Vorschriften im Grundgesetz — 
Kommissionsdrucksachen Nr. 37 (Bündnis 90 / DIE GRÜNEN), Nr. 89 
(PDS/LL) — verfiel mit großer Mehrheit der Ablehnung. Auch eine 
„redaktionelle Überarbeitung" wurde nicht in Betracht gezogen; sie 
142 BVerfGE 36, 342. — Eine eingehende Auseinandersetzung bei Hollerbach, 
Die verfassungsrechtlichen Grundlagen (Anm. 42), S. 247 ff. 
143 Martin Heckel, Gleichheit oder Privilegien? Der Allgemeine und der Beson-
dere Gleichheitssatz im Staatskirchenrecht, Tübingen 1993. 
144 Die Kirchensteuer ist in dem Gebiet der früheren DDR durch das einen 
Bestandteil des Einigungsvertrages bildende Gesetz zur Regelung des Kirchen-
steuerwesens (EVertr/Anl. II Kap. IV Abschn. I Nr. 5 [BGBl. 1990 II, S. 1194]) 
eingeführt worden. 
145 Bericht der Gemeinsamen Verfassungskommission, in: BT-Drucks. 12/6000 
(5. 11. 1993), S. 106 ff. 
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hätte sich sehr rasch als eine nur durch sachliche Entscheidungen zu 
lösende Aufgabe erwiesen. Es verdient festgehalten zu werden, daß die 
Mehrheit der Gemeinsamen Verfassungskommission sich die in Art. 140 
GG in Bezug genommenen Artikel der Weimarer Reichsverfassung nicht 
durch ausdrückliche Übernahme inhaltlich zu eigen machen wollte. 
Offenbar sollte davon abgesehen werden, anstelle der Verweisimg des 
Art. 140 GG den Wortlaut der einzelnen Weimarer Kirchenartikel in 
das Grundgesetz zu übernehmen. Ein spezielleres Problem vertraten die 
Abgeordneten der SPD, die mit einer Protokollerklärung auf eine Ände-
rung der Praxis des Bundesverfassungsgerichts zur staatskirchenrecht-
lichen Modifikation der Arbeitnehmer- und Gewerkschaftsrechte in 
kirchlichen Arbeitsverhältnissen hinwirken wollten. Das Schutzbedürf-
nis der Arbeitnehmer dürfe nicht durch die Überbetonung des Selbstbe-
stimmungsrechts der Kirchen faktisch leerlaufen. Dieser Protokoller-
klärung wurde seitens der CDU/CSU-Mitglieder der Gemeinsamen Ver-
fassungskommission ausdrücklich widersprochen. Die weitere Entwick-
lung wird zeigen, ob die Auffassung Bestand haben wird, daß Art. 140 
GG und die darauf aufbauende Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts „klar und eindeutig die Position der Kirchen in einem freiheit-
lichen, pluralistischen Gemeinwesen beschreibt"146. Ein Rückzug auf 
die Garantie der Religionsfreiheit oder gar der Gewissensfreiheit wäre 
die Abwendung von der verfassungsrechtlichen Gewährleistung des 
Staatskirchenrechts. 
1 4 6 So in dem Bericht der Gemeinsamen Verfassungskommission. 
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